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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Mit Abstand stärkste 
Partei in Hessen 
^uf den mit 41,8 Prozent hohen Erststim- 
^enanteil der CDU im Ergebnis der Land- 
[*gswahlen in Hessen (Zweitstimmen: 39,2) 
Jyt der Parteivorsitzende, Bundeskanzler 
Helmut Kohl, auf einer gemeinsamen Pres- 
sekonferenz mit dem hessischen Spitzenkan- 
didaten, Bundesinnenminister Manfred 
anther, am 20. Februar im Konrad-Ade- 
^Uer-Haus hingewiesen und damit seine 
Anerkennung für ein Wahlergebnis begrün- 
et, das zwar nicht zu einem Regierungs- 
wechsel in Wiesbaden geführt, aber die 
I "U zu der mit Abstand stärksten Partei 
^ hessischen Landtag gemacht hat. 
'eichzeitig wies Helmut Kohl auf den Zweitstim- 

J"enanteil der FDP hin, mit dem viele Wähler ihren 
. "Hen zum Ausdruck gebracht haben, die Bonner 
Qalition zu stabilisieren, und auf die nach dem 
ahl-Marathon 1994 nicht überraschend niedrige 
ahlbeteiligung. 

i le hessische CDU hat sich dabei — so der Bundes- 
kanzler — keineswegs von den ungünstigen Wahl- 
Y ^Pf-Startbedingungen beirren lassen. Helmut 

0r,l: „Die Partei war mobilisiert, und die Partei 
v
ar Unterwegs. Ich selbst war in einer ganzen Reihe 

n Veranstaltungen und konnte das sehr gut 
ehen." 
<h are Starthilfe" habe der Spitzenkandidat der hes- 
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Helmut Kohl: Die SPD hat eine 
regelrechte Neidkampagne geführt 
Fortsetzung von Seite 1 
sischen CDU, Manfred Kanther, gege- 
ben, und ohne seine Hilfe im Wahlkampf 
wäre das ausgewiesene Wahlergebnis 
nicht zustande gekommen. Helmut Kohl: 
„Das hat sich im ganzen Wahlkampf 
gezeigt." 
Wie Manfred Kanther bedauerte auch 
der Bundeskanzler die Inszenierung der 
Neidkampagne, mit der die SPD noch in 
der letzten Woche vor dem Wahltermin 
versuchte, Wählerinnen und Wähler 
gegen den Solidaritätszuschlag aufzubrin- 
gen, wobei jeder wisse, daß damit kein 
seriöser Diskussionsbeitrag geleistet wer- 
den sollte, sondern „aus wahltaktischen 
Gründen" ein Beitrag zur „Trennung zwi- 
schen Ost und West" hingenommen wor- 
den ist. 
Außerdem machte der Bundeskanzler 
darauf aufmerksam, daß die Grünen gut 
abgeschnitten haben und vor allem bei 
einer geringeren Wahlbeteiligung ihr 
Wählerpotential nicht nur in den Bal- 
lungsräumen, sondern insgesamt haben 
mobilisieren können. Helmut Kohl: „Ich 
glaube, dies ist eine sehr wichtige Fest- 
stellung, die wir in den vor uns liegenden 
Wahlkämpfen mitbeachten müssen." 
Daß die CDU in der Wählergruppe der 

18- bis 25jährigen, also bei den Jung- und 
Erstwählern, wie bei der Bundestagwahl 
auf Platz eins liegt und daß auch die 
Frauen-Wählerschaft eindeutig die CV^ 
allen anderen Parteien gegenüber bevor- 
zugt, sei zwar ein erfreuliches Teilergeb- 
nis dieser Landtagswahl, dürfe jedoch 
nicht davon ablenken, daß „wir bei 
bestimmten Altersgruppen der Frauen, 
insbesondere bei denen über 25 bis Ende 

30, klar zurückliegen". 

Das Wahlergebnis 
Zweitstimmen      Prozent 

CDU 
SPD 
Bündnis 90/ 
Die Grünen 
F.D.P. 

1.065.948 
1.035.003 

304.865 
200.879 

39,2 
38,0 

11,2 
7,4 

Der Bundesvorstand, so der Kanzler zufl1 

Schluß seiner Stellungnahme zur Hessen- 
Wahl, werde in den kommenden Mona- 
ten seine ganze Kraft dafür einsetzen, u 
in Nordrhein-Westfalen, in Bremen und 
in Berlin gute Wahlergebnisse zu erziele 
Helmut Kohl: „Die Bundespartei wird 
den Landesparteien deshalb jede nur 
denkbare Unterstützung geben." 

Gegen die Herabsetzung des Wählbarkeitsalters 
62,7 Prozent der hessischen Wähler haben die geplante Herabsetzung des Wähl- 
barkeitsalters für Landtagsabgeordnete von derzeit 21 auf 18 Jahre abgelehnt. 
Wie der Landeswahlleiter mitteilte, stimmten 37,3 Prozent dafür. Damit wird der 
Artikel 75 der Verfassung des Landes Hessen nicht geändert. Hessen ist nach 
Bayern das einzige Bundesland, in dem sich Abgeordnete erst mit 21 Jahren ms 
Landesparlament wählen lassen können. 
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Manfred Kanther: 

Wir müssen dieses Wahlergebnis 
in den nächsten Jahren verbessern 
Die CDU in Hessen hat sich im 
Wesentlichen behauptet, wir haben das 
Wahlziel der Regierungsübernahme 
allerdings nicht erreicht. 
Die Analyse ist zwar noch nicht fertig, 
aber es lassen sich doch wesentliche 
Strukturen des Wahlergebnisses erken- 
nen: z. B. der beachtliche Unterschied 
tischen Erst- und Zweitstimmen. Mit 
*',8 Prozent der Erststimmen verfügt die 
CDU über ein hohes Potential an Wäh- 
'^rzustimmung, das deutlich über dem 
^veitstimmenergebnis liegt. 
Wir haben danach ganz sicher auch die 
Stimmen jener Wähler nicht bekommen, 
d'e die FDP in Hessen stabilisieren woll- 
en. Das wird auch die Arbeit der Bun- 
desregierung stabilisieren. 
ü'e Hauptthemen des hessischen Land- 
agswahlkampfes waren Fragen der Wirt- 
chaftspolitik, der Sicherung und Gewin- 

^ung neuer Arbeitsplätze, der Inneren 
^cherheit und der Schulpolitik, 
^abei wurde deutlich, daß überall dort, 

0 dringender Handlungsbedarf erkannt 
. u«"de, es entsprechend deutliche Signale 
^ Wählerverhalten gegeben hat. Um Bei- 
P'ele zu nennen: deutliches Absinken 
er SPD im Main-Kinzig-Kreis wegen 

r
er unverständlichen Politik der Landes- 
regierung gegen die Siemens-Brennele- 
S^nte-Fabriken; deutliches Absinken der 

t) in Nordhessen, wo die unterlasse- 
£n Großmaßnahmen des Straßenbaus, 
^ Autobahn A 49 oder die Autobahn 
„^4 nach Eisenach, zu wichtigen Wähl- 
ten geworden sind. 
'^ ^irtschaftspolitischen und abgaben- 
•tischen Fragestellungen standen 

natürlich im Zusammenhang mit dem 
Solidaritätszuschlag. Es ging dabei um 
die Politik der Bundesregierung, die wir 
richtigerweise auch im Landtagswahl- 
kampf zu vertreten hatten und zu der es 
keine Alternative gibt. 
Es geht nicht an, daß man sich wie die 
SPD auf Landesebene von dieser Politik 
im Wahlkampf verabschiedet. Es bringt 
auch nichts. Aber zweifellos ist das 
Thema durch die Debatte um die soge- 

Erklärung des Spitzenkan- 
didaten bei der hessischen 
Landtagswahl, Manfred 
Kanther, auf der gemein- 
samen Pressekonferenz mit 
dem Bundeskanzler am 
20. Februar im Konrad- 
Adenauer-Haus 

nannte Verschwendung von Subventions- 
mitteln in den neuen Bundesländern 
angeheizt worden. 

Die Grundstimmung eines Landtagswahl- 
kampfes läßt sich in aller Regel nicht 
allein aus landespolitischen Fragestellun- 
gen entwickeln. Die Bundespolitik spielt 
dabei eine große Rolle mit. Natürlich 
sind der Bundespolitik sehr schwierige 
Aufgaben gestellt, und natürlich teilt sich 
dem Wähler die Schwierigkeit der Bewäl- 
tigung mit, aber der Wähler merkt auch 
die Anstrengung und den langen Atem, 
der die Anstrengung schließlich zum 
Erfolg führt. 
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20.000 ehemalige SPD-Wähler wanderten zur CDU 
Den Bündnisgrünen und der FDP 
kam die Technik des geteilten 
Stimmzettels — Gnade für die klei- 
nen Parteien — und die zuneh- 
mende Bereitschaft der Wähler zum 
Stimmensplitting zugute. 
Diese blieb aber im wesentlichen auf 
einen internen Austausch im Lager 
der Regierung einerseits bzw. der 
Opposition andererseits beschränkt. 
So gab jeder zehnte Wahlkreisstim- 
men-Wähler der SPD seine Landes- 
stimme an die Grünen, „Leihstim- 
men" dieser Art erhielt im anderen 
Lager die FDP von jedem zehnten 
CDU-Wähler. Ohne diese taktische 
Stimmabgabe zur Unterstützung der 
FDP wären im übrigen die Liberalen 
mit 4,7 Prozent an der Mandatshürde 
gescheitert. Die Grünen wären nur auf 
9,6 Prozent gekommen. 
Insbesondere im Ballungsraum Frank- 
furt mit seinen hochqualifizierten 
Arbeitsplätzen, seinem Wohlstand 
und seiner finanzstarken Käufer- 
schicht, die wachsende Spannung und 
Konflikte im sozialen Gefälle zur 

Folge haben, erteilten die Wähler 
auch über den Umweg des Stimmen- 
splittings den Volksparteien einen 
Dämpfer, indem sie sich verstärkt den 
kleinen Parteien zuwandten. 
Beim Wählerwechsel zwischen den 
Parteien dominierten — wie beim 
Stimmensplitting — eindeutig die 

Aus der Wahlanalyse der 
Arbeitsgemeinschaft Infas + 1BM 

lagerinternen Bewegungen. Die SPD 
gab an den kleinen Koalitionspartner 
gut 40.000 ab, aber auch über die 
Lagergrenzen hinweg wanderten ehe- 
malige SPD-Wähler: 20.000 zur CDU 
und einige auch zu der FDP. Nach 
Rechtsaußen gingen aus dem SPD- 
Lager mehr als 10.000 frühere Wähler. 
Die FDP vermochte sich auch durch 
echte Zuwanderungen von ca. 25.000 
Stimmen aus dem CDU-Lager zu sta- 
bilisieren. Das Wanderungskonto der 
Grünen beschränkte sich hingegen 
ganz und gar auf den Austausch mit 
dem SPD-Lager. 

Die Grünen haben ein sehr gutes Ergeb- 
nis erreicht, im wesentlichen zu Lasten 
der Sozialdemokraten. Die Wählerwan- 
derungsanalyse wird das im einzelnen 
noch ergeben. Auf Dauer werden sich die 
Sozialdemokraten jedenfalls damit aus- 
einanderzusetzen haben, daß es z. B. 
einen Frankfurter Wahlkreis gibt, in dem 
die Grünen 26 und die SPD 28 Prozent 
verzeichnen. 
Wenn in Nordhessen Hochburgen deut- 
lich zurückgehen, etwa im Kasseler 
Umland, wo selbst der amtierende Mini- 
sterpräsident an eine junge CDU-Kandi- 
datin das Direktmandat abgeben mußte, 

dann zeigen sich weitreichende und n°c 

nicht abgeschlossene Veränderungen lO 
der Wählerstruktur. Die Antworten, die 
die Sozialdemokraten daraufgeben, wef' 
den nicht nur hessische sein, sondern 
auch bundesweite Bedeutung haben. 
Für die CDU in Hessen ist das Wahler- 
gebnis eine Bestätigung, aber auf einem 
Stand, der uns nicht ausreicht. Selbst 
wenn man berücksichtigt, daß einige 
FDP-Wähler zum CDU-Lager gezählt 
werden können, muß es die Anstreng«11» 
der hessischen CDU in den kommende 
Jahren sein, dieses Wahlergebnis zu ve - 
bessern. 
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Das Wahlergebnis vom 19. Februar 
und seine wesentlichen Merkmale 
Die nachfolgende Beschreibung des 
hessischen Landtagswahlergebnisses 
Rasiert auf der Auszählung von 54 der 
'nsgesamt 55 Wahlkreise, da das 
Ergebnis des Wahlkreises 55 (Berg- 
straße II) erst in 14 Tagen vorliegen 
*ird. Dieser Wahlkreis wird für das 
Gesamtergebnis praktisch keine Aus- 
wirkungen mehr haben. Möglich ist 
Jjlenfalls eine Veränderung in der 
Größenordnung von etwa einem Zehn- 
J*l Prozentpunkt — aufgrund der bis- 
herigen Wahlkreisergebnisse am ehe- 
sten zugunsten der CDU. 

JJ'e hessische Landtags wähl vom 19. 
ebruar bestätigte die rot-grüne Koali- 

m. Mit 49,2 Prozent kamen SPD und 
^rüne zusammen auf einen etwas gerin- 
gen prozentualen Landesstimmenanteil 
("2weitstimmen") als 1991 (-0,4 Prozent- 
Punkte). Sie können sich im neuen Land- 
es auf 57 von 110 Mandaten stützen, 
.'es bedeutet einen Zuwachs von einem 
J'andat. Die Gewichte innerhalb des rot- 
ten Lagers verschoben sich allerdings 
Gütlich: 

SPD mit dem schlechtesten 
Ergebnis seit 1946 

Je SPD verlor gegenüber der Vorwahl 
• Prozentpunkte und kam nur noch auf 

u »0 Prozent. Dies ist das schlechteste 
I ahlergebnis der hessischen SPD seit 
o 46- Im neuen hessischen Landtag wird 
,e nur noch mit 44 Sitzen (-2) vertreten 

-  Gegensatz dazu erhielten die Grünen 
rch einen Zuwachs von 2,4 Prozent- 

ualen ein zweistelliges Ergebnis. Sie 
buchen mit 11,2 Prozent ihr bisher 

bestes Ergebnis in Hessen und kommen 
damit auf 13 Mandate ( + 3). 
Der hessischen CDU ist es bei dieser 
Wahl gelungen, wieder zur stärksten Par- 
tei zu werden. Ihr Anteil von 39,2 Prozent 
bedeutet einen leichten Verlust von 1,0 
Prozentpunkten und einem Mandat. 
Künftig wird sie mit 45 Sitzen als stärkste 
Fraktion im Wiesbadener Parlament ver- 
treten sein. 

Der FDP gelang es, ihre Verlustserie, die 
sie bei den neun vorausgegangen Land- 
tagswahlen unter die Fünfprozentmarke 

Wahlanalyse 
der Konrad-Adenauer- 

Stiftung 
fallen ließ, zu beenden. Ihr Ergebnis von 
7,4 Prozent entspricht exakt demjenigen 
der Landtagswahl von 1991. Wie bisher 
wird sie künftig mit 8 Sitzen im Landtag 
vertreten sein. 

Alle sonstigen Parteien kamen zusammen 
auf 4,2 Prozent. Das beste Ergebnis unter 
ihnen erzielten mit 2,0 die REP, die 
gegenüber der Vorwahl 0,3 Punkte hinzu- 
gewannen. Alle übrigen Kleinstparteien 
liegen unter 0,5 Prozent. 
Das Wahlergebnis kam auf der Grund- 
lage einer äußerst geringen Wahlbeteili- 
gung von 66,6 Prozent zustande. Diese 
liegt damit noch um 4,2 Prozentpunkte 
unter der Landtags wähl von 1991. Bereits 
die 91er Wahl aber war gegenüber der 
Landtagswahl von 1987 um fast 10 Pro- 
zentpunkte auf den tiefsten Stand seit 
1950 gesunken. Innerhalb der letzten bei- 
den Legislaturperioden ging die Wahlbe- 
teiligung um 13,7 Prozentpunkte zurück. 
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In absoluten Stimmenzahlen fallen — 
infolge der geringen Wahlbeteiligung — 
die Verluste der beiden großen Parteien 
gravierender aus. Der SPD gaben 155 
Tsd. Wähler weniger ihre Stimme als 
1991 (hier und bei folgenden Vergleichen 
beide Wahlen ohne Wahlkreis 55 Ber- 
straße II). Das bedeutet, daß statistisch 
etwa jeder siebente Wähler von 1991 der 
SPD den Rücken kehrte. Für die CDU 
beträgt der Verlust 101 Tsd. Wähler. Sie 
verlor damit fast jeden zwölften ihrer 
damaligen Wähler. Auch die FDP hatte, 
absolut gesehen, Verluste. Sie erreichte 
etwa 15 Tsd. Wähler weniger als 1991. 
Die Grünen konnten dagegen 48 Tsd. 
Wähler mehr mobilisieren als bei der 
Wahl vor vier Jahren. Jeder fünfte ihrer 
Wähler ist statistisch betrachtet ein Neu- 
zugang. Auch die REP erzielten ca. 5 Tsd. 
Stimmen mehr als 1991. 
Der Vergleich der Wahlkreisstimmen mit 
den Landesstimmen legt nahe, daß es 
auch bei dieser Wahl typische Splitting- 
muster innerhalb der politischen Lager 
gegeben hat: Den größten Überhang an 
Landesstimmen („Zweitstimmen") gegen- 
über den Wahlkreisstimmen („Erststim- 
men") hat mit 2,7 Prozentpunkten die 
FDP. Sie erhielt nur 4,7 Prozent der 
Wahlkreisstimmen, aber 7,4 Prozent der 
Landesstimmen. Entsprechend erhielt die 
CDU 2,6 Prozent weniger Landesstim- 
men als Wahlkreisstimmen. 

Das Abschneiden der FDP 

Das Abschneiden der FDP wurde 
anscheinend maßgeblich durch Stim- 
mensplitting von CDU-Wählern gesi- 
chert. Im rot-grünen Lager zeigt sich das- 
selbe Muster nur abgeschwächt. Der 
Wahlkreisstimmenüberhang der SPD 
liegt mit 2,8 Prozent zwar noch geringfü- 
gig über dem der CDU, aber der Landes- 
stimmenüberhang der Grünen beträgt nur 
1,6 Prozentpunkte. Dies deutet einerseits 

auf komplizierte Wahlmuster im SPD- 
nahen Wählermilieu hin und zeigt ande- 
rerseits, daß die Grünen ein erheblich 
größeres und stärker an die Partei gebun- 
denes Wählerpotential besitzen als die 
FDP. 

Feste Parteienlager  

Eine Langfristbetrachtung der Stimmen- 
anteile der Parteien zeigt, daß sich nach 
der Angleichung der beiden großen Par- 
teien seit Beginn der 70er Jahre Verände- 
rungen in den Parteistärken nur noch in 
geringen Margen stattfinden. Auch bei 
dem vorliegenden Ergebnis waren die 
Verluste und Gewinne relativ gering und 
spielten sich darüber hinaus zu einem 
großen Teil zwischen CDU und FDP 
einerseits und SPD und Grünen anderer- 
seits ab. Dies spricht für eine gewisse Ver 
festigung der Parteienlager in Hessen. 

Mangels eigener Umfragedaten können 
nachfolgend nur einige Thesen zu den 
Bestimmungsgründen dieser Wahl form 
liert werden: 

| Das Ergebnis wurde wesentlich 
dadurch bestimmt, daß es im Vorfeld de 

Wahl keine Stimmung für einen Wechse 
gab. Eine Ablösung der SPD/Grüne- 
Regierung wurde von der Mehrzahl der 
Wähler nicht erwartet. 

Q Die deutlich gesunkene Wahlbeteili- 
gung spiegelt neben witterungsbedingte 

Einflüssen auch eine gewisse Spannung 
losigkeit wider, die in erster Linie zu 
Mobilisierungsdefiziten zu Lasten der 
CDU geführt hat. Die deutlich rückläu- 
fige Wahlbeteiligung hat auch dazu bei- 
getragen, daß die Wähleranteile, die 
beide Volksparteien auf sich vereinige 
konnten, wieder zurückgegangen sind- 
CDU und SPD vereinigten zusammen 
nur noch 77,2 Prozent auf sich, gegem» 
81,0 Prozent bei der Vorwahl. 
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§jfl Die landespolitisch vorherrschenden 
emen waren: 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
Umweltschutz, 
Schule/Bildung, 
Verkehr, 
Asylpolitik. 

Die SPD galt bei den drei wichtigsten 
Hiemen (Arbeitslosigkeit, Umweltpolitik 
ünd Bildungspolitik) als die kompeten- 
te Partei vor der CDU. Die CDU-Kom- 
Petenzen folgten ihrem Traditionsimage, 
s'e führte bei Fragen des wirtschaftlichen 
^ufschwungs und der Kriminalitätsbe- 
^ämpfung. Doch galten beide Themen 
^cht als vorrangig in Hessen. 

Ausnahme Kassel 

J^ie SPD bleibt in den Regierungsbezir- 
*en Kassel und Gießen stärkste Partei 
J^r der CDU. Sie verlor im Regierungs- 
ezirk Gießen nur unterdurchschnittlich, 

'n den Regierungsbezirken Darmstadt 
Utld Kassel dagegen leicht überdurch- 
schnittlich. 
^ Schwerpunkt liegt mit Ausnahme der 
tadt Kassel im Nordosten Hessens. Die 
efizitgebiete finden sich im Raum 
u'da, im Hochtaunuskreis, im angren- 
zen nördlichen Main-Taunus-Kreis 
^ im Südosten der Stadt Frankfurt. 

tj Wenn die CDU die SPD trotz deren 
^sseren Kompetenzimage als stärkste 
arei überflügeln konnte, dürfte dies in 
/ster Linie ihrem Spitzenkandidaten 

anfred Kanther zu verdanken sein, der 
.. Hessen besser eingeschätzt wurde als 

e CDU. Demgegenüber rangierte der 
(Gierende Ministerpräsident Eichel hin- 
er seiner Partei. 

I  der Ministerpräsidentenpräferenz 
J>en Eichel und Kanther kurz vor der 

ahl Kopf an Kopf. 

Das bessere Abschneiden der 
CDU wurde demgemäß von 
einem Kanther-Effekt bestimmt. 

Die CDU ist im Regierungsbezirk Darm- 
stadt wiederum stärkste Partei. In Frank- 
furt konnte die CDU (39,2 Prozent) ihren 
Vorsprung vor der SPD halten. Sie verlor 
im Regierungsbezirk Darmstadt aber 
überdurchschnittlich. In den Regierungs- 
bezirken Gießen und Kassel verlor sie 
nur unterdurchschnittlich, bleibt aber 
hinter der SPD. Während die Hochbur- 
gen der CDU über ganz Hessen verstreut 
sind, bilden die Gebiete mit den niedrig- 
sten CDU-Anteilen einen Schwerpunkt 
im Raum Kassel. 

_ Die Stabilisierung der FDP geht zu 
einem Gutteil auf CDU-Wähler zurück, 
die ihre Stimme gesplittet haben. Fast 50 
Prozent derer, die FDP wählten, erklärten 
die CDU zu ihrer sympathischsten Partei. 
Das FDP-Ergebnis zeigt keine besonde- 
ren regionalen Auffälligkeiten. 

Die Gewinne der Grünen kommen 
von Randwählern der SPD und der FDP. 
Darüber hinaus dürften die Grünen auch 
bisherige Wähler in hohem Maße mobili- 
siert haben. Die Grünen profitierten von 
einer hohen allgemeinen Sympathie, die 
auch in Hessen über Parteigrenzen hin- 
ausreicht. 

„Grüne" Hochburgen  

Die Grünen hatten in den städtischen 
Gebieten ihre stärksten Gewinne. Ihre 
Hochburgen liegen ebenfalls in den städ- 
tischen Gebieten, meist mit universitärem 
Charakter. Ihren mit Abstand höchsten 
Stimmengewinn und auch Stimmenanteil 
erzielten sie in Südhessen. Sie verdräng- 
ten im Regierungsbezirk Kassel die FDP 
auf den vierten Rang und sind damit in 
allen drei Regierungsbezirken Hessens 
jetzt drittstärkste Partei. • 
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Regierungschefs in der Partei-Krise 
Neuer Ärger in der SPD: In Nieder- 
sachsen, Schleswig-Holstein und Bran- 
denburg spitzt sich der Streit zwischen 
den SPD-Fraktionen und ihrer jeweili- 
gen Führungsfigur immer mehr zu. 
Gerhard Schröder, Heide Simonis und 
Manfred Stolpe haben zusehends 
Mühe mit ihrer Partei — und diese 
umgekehrt mit ihnen. 
„Krisenstimmung in Gerhard Schröders 
SPD" diagnostiziert die Oldenburgische 
Volkszeitung (10. 2. 95). Weiter heißt es 
dort: „In der Landtags-SPD hat es 
geknallt wie seit langem nicht mehr, als 
Schröder seine Fraktion in Nullkomma- 
nichts auf seinen Sparkurs ohne Wenn 
und Aber festlegen wollte. Die Fraktion 
widersprach. Die Folge: Wutausbrüche, 
ein tobender Ministerpräsident, knal- 
lende Türen, stinksaure Abgeordnete." 
Was ist der Hintergrund: Gerhard Schrö- 
der hat angesichts der katastrophalen 
Finanzsituation von Niedersachsen seine 
Wahlversprechen gebrochen und per 
Richtlinienentscheid Kürzungen in allen 
Bereichen angeordnet. 
„Aufgestaut hat sich in der SPD (...) Kri- 
tik am autoritären Führungsstil ihres 
Chefs. In der rot-grünen Koalition pre- 
digte Schröder einst den Diskurs. Heute 
nennt er das immer häufigere Durchgrei- 
fen gern notwendige politische Führung." 
(s. o.) Es bleibt abzuwarten, wie lange die 
Genossen noch stillhalten. „Ein Mitglied 
der Fraktionsführung: Wenn am Diens- 
tag abgestimmt worden wäre, hätte 
Schröder die eigene Fraktion erstmals 
gegen sich gehabt." (s. o.) 
In Schleswig-Holstein facht der Untersu- 
chungsbericht zur „Schubladen-Affäre" 
die Krise bei den Sozialdemokraten wei- 
ter an. Jetzt wird berichtet, „daß die Kie- 
ler SPD-Führung früher, als sie es seiner- 
zeit zugegeben hatte und noch heute teil- 

weise wahrhaben will, von den Handlun- 
gen wußte, die Pfeiffer als Angestellter 
der Staatskanzlei beging". (Welt, 14. 2.) 
Vorsitzender des Untersuchungsaus- 
schusses ist der Parlamentarische 
Geschäftsführer der SPD-Fraktion, 
Arens. Sein Bericht zieht in Zweifel, „waS 

der sogenannte Barschel-Untersuchungs- 
ausschuß seinerzeit über die Rolle der 
SPD in der Affäre zutage gefördert 
hatte", (s. o.) Die Folge der Analyse von 
Arens: „Die SPD-Fraktion im Kieler 
Landtag ist tief zerstritten (...)." Der Frak' 
tionsvorsitzende Börnsen wurde mit der 
Bemerkung zitiert, er sehe „unter 
Umständen keine Möglichkeit mehr, den 
Laden zusammenzuhalten. Ministerpräs1' 
dentin Simonis drohte daraufhin, ihren 
Wahlkampf angesichts einer zerstrittenen 
Fraktion und Landespartei ohne diese z 
führen (...)." (s. o.) 
In Brandenburg steht die „Machtprobe 
für Manfred Stolpe bevor: „Die branden- 
burgische SPD-Fraktion macht Stolpe 
das Regieren schwer." (Potsdamer Neue- 
ste Nachrichten, 14.2.95) So hat die SPP' 
Fraktion dem Regierungschef die Unter- 
zeichnung des Planungsstaatsvertrages 
mit Berlin vereitelt und Stolpe zu Nach- 
verhandlungen gezwungen. Laut den 
Potsdamer Neuesten Nachrichten „kur- 
sieren Putschgerüchte", (s. o.) 
Fraktion und Regierungschef werfen si 
wechselseitig Fehler vor. „Die Landesr 
gierung bewegt sich wie ein Elefant im 
Porzellanladen", erklärt der SPD-Frak- 
tionssprecher, (s. o.) „Man werde in En 
Scheidungen nicht einbezogen und vor 
vollendete Tatsachen gestellt." (s. o.)    ^ 
Manfred Stolpe betätigt sich als „Harrn 
nisierer". (s. o.) „Ob er die Fraktion aui 
diese Weise in den Griff bekommt, ist 
nicht sicher." (s. o.) Das Fazit ist düste 

„Lange kann das nicht gutgehen." (s-°J 
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Kein Fraktionsstatus und kein Sitz 
ttn Vermittlungsausschuß für PDS 
pie PDS wird auch im neuen Bundes- 
tag nicht den Status einer Fraktion 
^halten. Der Ältestenrat des Bundes- 
tages lehnte am 16. Februar einen ent- 
sprechenden Antrag ab, billigte der 
ÖS aber einen besonderen Gruppen- 

jfatus zu, der die Beteiligung an der 
»arlamentsarbeit und die Finanzie- 
ri»ng regelt. 

Jja die PDS mit 30 Mitgliedern um vier 
J"andate unter der Mindeststärke einer 
raktion blieb, muß das Plenum noch 
ber die Empfehlung des Ältestenrates 

Jjitscheiden. Die PDS hofft dann auf 
^terstützung ihres Antrags und will bei 
r'ner endgültigen Verweigerung des Frak- 
'°nsstatus das Bundesverfassungsgericht 
prüfen. 
^ "e PDS scheiterte am selben Tag auch 

e> dem Versuch, einen Sitz im gemeinsa- 
{ 

en Vermittlungsausschuß von Bundes- 
8 und Bundesrat zu erlangen. In 

^entlicher Abstimmung lehnte das 
^lament einen entsprechenden Antrag 
'l336 gegen 314 Stimmen ab. 

Vh im gemeinsamen Ausschuß, dem 

nungs- und Verteidigungsfall Bundestag 
und Bundesrat ersetzen soll, wird die 
PDS nicht vertreten sein. Der von ihr zur 
Wahl vorgeschlagene Gruppenvorsit- 
zende Gregor Gysi erhielt unter Hinweis 
auf den Verdacht der Stasi-Mitarbeit 
nicht die notwendige Zustimmung. Auf 
die Nominierung eines anderen Bewer- 
bers verzichtete die PDS. 

Vor der Wahl der 16 aus dem Bundestag 
kommenden Mitglieder des Vermittlungs- 
ausschusses kam es zu einem Verfahrens- 
streit. In einem vom Bündnis 90/Grüne 
und PDS unterstützten Antrag der SPD 
war Abstimmung nach dem St.-Lague- 
Schepers-Verfahren verlangt worden, das 
kleinere Parteien begünstigt. 

CDU/CSU und FDP setzten sich jedoch 
mit ihrer Forderung durch, nach dem 
d'Hondtschen Zählverfahren zu votieren. 
Danach stellen CDU/CSU acht, SPD 
sechs, Grüne ein und FDP ebenfalls ein 
Mitglied. Nach dem nicht zum Zuge 
gekommenen Verfahren hätte die CDU/ 
CSU einen Sitz zugunsten der PDS abge- 
ben müssen. • ^nannten Notparlament, das im Span- 

Dem verfassungsrechtlichen Gebot Rechnung getragen 
Der 1. Parlamentarische 
Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Joachim 
Hörster, erklärte zum Zählver- 
fahren : 

^er Vermittlungsausschuß wurde 
[Jach dem Zählverfahren d'Hondt 
besetzt. Damit ist dem verfassungs- 
rechtlich unstrittigen Gebot, daß sich 
^'e vom Wähler bestimmte Parla- 

mentsmehrheit auch in allen parla- 
mentarischen Gremien widerspiegeln 
muß, Rechnung getragen worden. 
Die Mitgliederzahl des Vermittlungs- 
ausschusses und einiger weiterer Gre- 
mien ist gesetzlich festgelegt. Nur das 
Zählverfahren d'Hondt stellte sicher, 
daß bei den vom Bundestag zu entsen- 
denden Mitgliedern in den Vermitt- 
lungsausschuß die Mehrheit im Parla- 
ment wiedergegeben wird. 
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Möglichkeiten zur Überwachung des 
Mobilfunks verbesserungsbedürftig 
Zu den Möglichkeiten zur Überwa- 
chung des Fernmeldeverkehrs bei den 
„modernen Telekommunikationsfor- 
men" erklärte der innenpolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion Erwin Marschewski: 

Die Telekommunikationstechnologie hat 
in den vergangenen Jahren erhebliche 
Fortschritte gemacht. Die Systeme draht- 
losen Fernmeldeverkehrs (Funktelefone) 
von Mail- und Voiceboxen sowie die Ver- 
schlüsselung von Nachrichten durch sog. 
Kryptogeräte bieten zunehmende Mög- 
lichkeiten, sich der Überwachung des 
Fernmeldeverkehrs nach den Vorschrif- 
ten der Strafprozeßordnung, des Auswirt- 
schafts- sowie des G 10-Gesetzes zu ent- 
ziehen. Auch aufgrund der Liberalisie- 
rung des Telekommunikationsmarktes 
stoßen Überwachungsmaßnahmen auf 
wachsende Schwierigkeiten. 
Das technische Kernproblem bei der 
Umsetzung von Überwachungsmaßnah- 
men besteht darin, daß die modernen 
Telekommunikationssysteme den Teil- 
nehmern ermöglichen, ihren Fernmelde- 
verkehr ortsunabhängig (z.B. Mobiltele- 
fonnetze oder Anrufumleitung) oder zeit- 
unabhängig (z.B. über Mail- oder Voice- 
boxsysteme) abzuwickeln. Damit sind die 
bisherigen technischen Überwachungs- 
verfahren, die auf die Überwachung ört- 
lich nicht veränderbarer Anschlüsse in 
den herkömmlichen Netzen ausgerichtet 
waren, nicht mehr anwendbar, oder sie 
können durch die zu überwachende Per- 
son unterlaufen werden. 
Aufgrund der technischen Ausgestaltung 
der heute bekannten Telekommunika- 
tionssysteme ist es zwingend erforderlich, 
innerhalb dieser Systeme technische Vor- 

kehrungen zu treffen, damit die Durch- 
führung gesetzlicher Überwachungsmali' 
nahmen überhaupt möglich ist. Diese 
Vorkehrungen wurden bei der techni- 
schen Entwicklung der Netze trotz beste- 
hender gesetzlicher Vorschriften von den 
Netzbetreibern nicht berücksichtigt. 

Sie erfordern im Rahmen der nun not- 
wendigen Nachrüstung zum Teil erhebl»' 
ehe finanzielle Aufwendungen (ca. 40 
Mio. DM pro Netz). Die Durchführung 
einer konkreten Überwachungsmaß- 
nahme ist dann im Einzelfall mit verhält' 
nismäßig geringem Aufwand möglich- 

Wir verlangen von den Netzbetreibern, 
daß sie ihrer gesetzlichen Verpflichtung 
nachkommen und die Überwachung <*eS 

Fernmeldeverkehrs bei den modernen 
Kommunikationstechnologien unverzüg 
lieh ermöglichen. Die entsprechenden 
technischen Einrichtungen haben sie au 
eigene Kosten zu installieren; denn jhne 

kann kein Vorteil in der Form staatliche 
Zuschüsse daraus erwachsen, daß sie bl 

lang gesetzlichen Verpflichtungen keine.^ 
Beachtung geschenkt haben. Kommen 
ihrer Pflicht, die Überwachung des Fef° 
meldeverkehrs zu ermöglichen, nicht 
unverzüglich nach, so sind gesetzliche 
Sanktionen zu prüfen. 
Die Bundesregierung wird aufgeforde ^ 
künftig die Inbetriebnahme neuer Netz 
nur zuzulassen, wenn die gesetzlichen 
Überwachungsmöglichkeiten gesichert 

sind. 
Im internationalen Rahmen, insbeson- 
dere innerhalb der EU, ist sie gefordV,ßii 
sachgerecht vereinheitlichte Maßnahm 
zur erforderlichen Überwachung des    ^ 
Fernmeldeverkehrs anzustreben. 
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Ein weiteres nachdrückliches Signal 
gegen rechtsextremistische Gewalt 
Uundesinnenminister Kanther hat am 
j4. Februar den Verein „Freiheitliche 
deutsche Arbeiterpartei" (FAP) ver- 
£>ten und aufgelöst, weil er sich gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung rieh- 
st. Das Verbot wurde noch am selben 
**g dem Vorsitzenden des Vereins 
^gestellt. 
^schließend erfolgten bundesweit 
Durchsuchungen in über 40 Objekten bei 
j'Unktionären der verbotenen FAP. Das 
'ermögen des Vereins wurde beschlag- 
nahmt und eingezogen. 
Bundesregierung und Bundesrat hatten 
ltl1 September 1993 beim Bundesverfas- 
sungsgericht das Verbot der FAP wegen 

i jjer verfassungswidrigen Agitation der 
! atei, die diese in aggressiver kämpfen- 
der Weise betrieb, beantragt. Das Bun- 
esverfassungsgericht hat nunmehr ent- 

schieden, daß die FAP keine Partei im 
^nne von Artikel 21 Grundgesetz dar- 

e'lt, so daß eine Feststellung der Verfas- 
I J^gswidrigkeit durch das Verfassungsge- 
^ht nicht möglich ist. 

amit unterliegt die FAP den vereins- 
Cchtlichen Vorschriften, die ein Verbot 

. ^rch den Bundesinnenminister vorse- 
hen. 

11 dem Verbot erklärte Bundesinnenmi- 
lster Manfred Kanther: Der Extremis- 
ts von rechts wie von links muß ent- 

! Mieden bekämpft werden. Dies 
j.eschieht vornehmlich durch geistig poli- 
.Sche Auseinandersetzung mit den 
ehauptungen und verbalen Angriffen 
Ben die Verfassung. Wo eine solche 
Sürnentative Auseinandersetzung auf- 
^nd der aggressiv kämpferischen Hal- 
n8 und Verblendung einer Gruppierung 
cht mehr stattfinden kann, muß in einer 

wehrhaften Demokratie auch das zur Ver- 
fügung stehende Verbotsinstrumentarium 
eingesetzt werden. 
Die nunmehr durch Verbot aufgelöste 
FAP war nach ihrer Zielsetzung der 
NSDAP wesensverwandt, verehrt füh- 
rende Repräsentanten aus der Zeit des 
Nationalsozialismus und pflegt national- 
sozialistische Riten. Sie mißachtet die 
Menschenrechte, diffamiert die demokra- 
tischen Institutionen und betreibt auslän- 
derfeindliche und antisemitische Hetze. 
Mehrere Mitglieder des amtierenden 
Bundesvorstandes sind im Laufe ihres 
politischen Lebens straffällig geworden. 
Nachdem das BVerfG festgestellt hat, 
daß es sich bei der FAP um keine politi- 
sche Partei handelt, ist ihr Verbot nach 
dem Vereinsrecht das einzige angemes- 
sene Mittel. • 

Kommentar 

Kanther verteidigt 
die Demokratie 
Bundesinnenminister Manfred Kanther 
hat die „Freiheitliche Arbeiter-Partei" 
(FAP) verboten und ihre Vermögen ein- 
ziehen lassen. Denn die FAP hat weder 
etwas mit Freiheit zu tun, noch ist sie 
eine Partei. Die FAP ist nichts als ein 
neonazistischer Verein, urteilte das 
Bundesverfassungsgericht. Sie äffte die 
Nazis nach, glorifizierte ihre 
Häuptlinge. Demokratie heißt Freiheit. 
Diese Freiheit muß jedoch mit aller Ent- 
schlossenheit gegen ihre Feinde vertei- 
digt werden. Kanther hat richtig, 
schnell und verantwortungsbewußt 
gehandelt. Bild 
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Kritik der Präsidentin des BVerfG 
am neuen Asylrecht unbegründet 
Der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Rupert Scholz, erklärte zu der Kritik 
der Präsidentin des Bundesverfas- 
sungsgerichts am geltenden Asylrecht 
sowie zu der Klage, das Gericht sei mit 
Asylfällen überlastet: 
Mit der Neufassung des Asylartikels soll 
erreicht werden, daß 
• die wirklich politisch Verfolgten 

schnell anerkannt werden 
• die nicht politisch Verfolgten keinen 

Anreiz erhalten, zur Asylantragstel- 
lung in die Bundesrepublik zu kom- 
men 

• und die Asylbewerber, die sich zu 
Unrecht auf Asyl berufen, rasch in 
ihre Heimatländer zurückgeführt wer- 
den. 

Auch nach der Änderung des Grundge- 
setzes bleibt der Schutz vor politischer 
Verfolgung in Form eines Individual- 
grundrechtes garantiert. Er beschränkt 
sich aber auf die politisch Verfolgten, die 
unseres Schutzes wirklich bedürfen. So 
ist jetzt die Berufung auf das Asylrecht 
für Personen ausgeschlossen, die aus 
einem sicheren Drittstaat einreisen. Das 
sind die Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union sowie weitere Staaten, in 
denen die Einhaltung der Genfer Flücht- 
lingskonvention und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention sichergestellt 
ist. Ferner ist eine Beschleunigung des 
Asylverfahrens vorgesehen bei Auslän- 
dern, die aus sicheren Herkunftsstaaten 
stammen. Das sind Staaten, bei denen 
gewährleistet erscheint, daß dort weder 
politische Verfolgung noch unmenschli- 
che oder erniedrigende Bestrafung oder 
Behandlung stattfinden. 

Diese Verfassungsänderungen sowie die 
entsprechenden gesetzlichen Ausfüh- 
rungsbestimmungen sind keineswegs mit 
„heißer Nadel gestrickt", wie die Präsi- 
dentin des BVerfG behauptet. Sie beru- 
hen vielmehr auf sorgfältigen Überlegu*1" 
gen — gerade auch im gesamteuropä- 
ischen Kontext — , die nach jahrelange111 

Widerstand der SPD doch noch im Rah- 
men des Asylkompromisses von 1992 
umgesetzt werden konnten. Sie sind sei- 
nerzeit mit einer breiten parlamentari- 
schen Mehrheit beschlossen worden. 
Daß der Asylkompromiß zu einer positi- 
ven Entwicklung geführt hat, belegen die 

Die Verfassungsänderungen 
sind keineswegs mit der hei- 
ßen Nadel gestrickt, sondern 
beruhen auf sorgfältigen 
Beratungen. 

Zugangszahlen für das Jahr 1994. Wäh- 
rend 1992 noch 438.191 Personen um 
Asyl nachsuchten, waren es 1994 nur 
127.210. Diese Entwicklung beruht im 
Wesentlichen auf der konsequenten 
Anwendung der Drittstaatenregelung 
sowie der Regelung über die sicheren 
Herkunftsstaaten. An diesen Grundp<e 

lern des Asylkompromisses darf nicht 
gerüttelt werden; sie begegnen auch K 
nen grundrechtlichen wie rechtsstaatH" 
chen Bedenken. 
Notwendige Voraussetzung für den 
Erfolg des Asylkompromisses ist aber 
auch, daß abgelehnte Asylbewerber K° 

sequent abgeschoben werden. Bescn     6, 
des BVerfG wie zuletzt im Falle des aog^ 
lehnten kurdischen Aylbewerbers Sims 
sind hier wenig hilfreich. 
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Will Frau Limbach das Asylrecht kippen? 
Zur Vorab-Bewertung des neuen 
Asylrechtsartikels 16 a GG durch 
die Präsidentin des Bundesverfas- 
sungsgerichts, Limbach, erklärte 
der rechtspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Norbert Geis: 
Mit ihren Äußerungen zum laufenden 
Verfassungsrechtsstreit um den Artikel 
16 a GG versucht die Präsidentin des 
Bundesverfassungsgerichts, Limbach, 
die an der anstehenden Entscheidung 
beteiligten Richter zu präjudizieren. 
Ihre Äußerungen sind weder hilfreich 
noch in der Sache zutreffend. 
Die Bewertung einer im laufenden 
Verfassungsrechtsstreit noch zu prü- 
fenden Verfassungsnorm als „mit hei- 
ßer Nadel genäht" sollte sich für die 
Präsidentin des entscheidenden 
Gerichts verbieten. 
Offenbar will sie jedoch gerade durch 
ihre Äußerungen diesen Rechtsstreit 
beeinflussen und den mühsam genug 
gefundenen Kompromiß im Asylrecht 

kippen. Das Wort der Präsidentin des 
Gerichts hat Gewicht. Es ist beabsich- 
tigt und dazu bestimmt, die noch 
anstehende interne Diskussion des 
zuständigen Senats zu prägen. 

Die Präsidentin des Obersten Deut- 
schen Gerichts scheint ihr Amt dazu 
benutzen zu wollen, Politik in ihrem 
persönlichen Sinne zu beeinflussen, 
was ihr als Justizsenatorin von Berlin 
nur unzulänglich gelungen war. 
Immerhin hat ihr Haus seinerzeit im 
Rechtsausschuß des Bundesrates den 
Asylkompromiß einschließlich der 
Folgegesetze mitgetragen, den Frau 
Limbach jetzt als „mit heißer Nadel 
genäht" abwertet. Frau Limbach tritt 
mit ihren Äußerungen kräftig ins Fett- 
näpfchen. 

Neben der vom Gericht selbst erfun- 
denen Formel des Judicial Self- 
restraint sollten die Mitglieder des 
Gerichts auch eine Judicial Correct- 
ness treten lassen; Äußerungen wie 
diese würden dann unterbleiben. 

jawohl von türkischer Seite über den 
°tschafter amtlich mitgeteilt wurde, daß 

, ejn Asylbewerber bei seiner Rückkehr 
e>nerlei staatliche Straf- oder sonstige 

J^ßnahmen drohen, setzte das BVerfG 
'e Abschiebung mit der lapidaren 
Gründung aus, daß Selbstmord nicht 
^geschlossen werden könne. Damit 
erden Hürden für eine Abschiebung 

^gestellt, die letztlich im subjektiven 
ereich des abgelehnten Bewerbers ange- 
edelt sind. Durch eine solche Entschei- 
Ung wird ein rechtlich wie politisch 
chwer erträglicher Präzedenzfall 

ichaffen, der zur Nachahmung — 
em Rechtsbehelfe und Rechtsmittel ^chd 

ohne Erfolg geblieben sind — geradezu 
einlädt. Angesichts einer solchen Judika- 
tur kann es nicht verwundern, wenn sich 
das Gericht zunehmend als „Feuerwehr" 
in Asylsachen mißbraucht fühlt. 
Verwundern kann nur, wenn sich die 
Gerichtspräsidentin darüber beklagt, 
denn solche Überlastungen des BVerfG 
sind — wie vor allem auch viele weitere 
(Kammer-) Entscheidungen deutlich 
belegen — nur allzu oft hausgemacht. 
Auch in Asylsachen muß sich das 
BVerfG auf eine grundsätzlich bedeut- 
same Grundrechtskontrolle beschränken; 
das BVerfG darf sich nicht als weitere 
Tatsacheninstanz mißbrauchen lassen.  • 
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Vollbeschäftigung ist möglich 
Karl Schiller hat einmal seinen SPD- 

Kollegen im Bundestag mahnend zugeru- 
fen: „Preisstabilität ist nicht alles, aber 
ohne Preisstabilität ist alles nichts." Zu 
recht verfolgt deshalb die Bundesbank 
eine strikt am Ziel der Inflationsbekämp- 
fung ausgerichtete Politik. Es gilt aber 
auch: Vollbeschäftigung ist nicht alles, 
aber ohne Vollbeschäftigung ist alles 
nichts. Müßten sich deshalb nicht Tarif- 
partner und Politik gleichermaßen strikt 
dem Ziel verpflichtet fühlen, Arbeitslosig- 
keit ursachenadäquat zu bekämpfen? 

Ist Vollbeschäftigung überhaupt 
möglich? Ralf Dahrendorf hat formuliert, 
daß der Arbeitsgesellschaft die Arbeit 
ausgehe. Das ist nicht die Position der 
Bundesregierung. Deshalb haben wir 
auch in die Koalitionsvereinbarung klar 
und unmißverständlich hineingeschrie- 
ben: Wir halten an dem Ziel fest, Vollbe- 
schäftigung zu erreichen. 

Auf den ersten Blick scheint jedoch 
die Entwicklung der Arbeitslosigkeit die 
Feststellung Dahrendorfs zu bestätigen. 
In den 50er und 60er Jahren lag die Zahl 
der Arbeitslosen in den OECD-Ländern 
im Schnitt bei unter 10 Millionen. Inner- 
halb von nur 10 Jahren — zwischen 1972 
und 1982 — hat sie sich verdreifacht; sie 
stieg auf 30 Millionen. Trotz der nachfol- 
genden, langen Phase der wirtschaftli- 
chen Expansion ging sie von 1982 bis 
1990 nur um 5 Millionen zurück. Gegen- 
wärtig liegt sie bei etwa 35 Millionen. In 
den vergangenen 5 Jahren stieg somit die 
Zahl der Arbeitslosen um 10 Millionen, 
von 25 auf 35 Millionen. 

Um so beeindruckender ist, daß die 
OECD — basierend auf einer groß ange- 
legten Beschäftigungs-Studie — dennoch 
zu dem Ergebnis kommt: Massenarbeits- 

losigkeit ist weder das Ergebnis eines 
arbeitsplatzvernichtenden, technischen 
Fortschritts, noch ist sie die Folge eines 
weltweit verstärkten Wettbewerbs. Viel- 
mehr ist sie die Konsequenz von „VerkrU' 
stungen in unseren Volkswirtschaften, d>e 

die Fähigkeit, ja selbst die Bereitschaft 
zur notwendigen Anpassung gelähmt 
haben". An den Pranger gestellt wird 
damit die unzureichende Bereitschaft 
und Fähigkeit der Industriestaaten, auf 
veränderte technische, wirtschaftliche 

Von Julius Louven, sozialpo- 
litischer Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

und soziale Rahmenbedingungen — v0 

allem auf veränderte Wettbewerbsverhä 
nisse — offensiv zu reagieren. 

_ Die OECD stützt ihr Urteil auf ei"e 

strikt ursachenorientierte Analyse der 
Arbeitslosigkeit. Darin unterscheidet s« 
sich wohltuend von denjenigen, die ihr 
Hauptaugenmerk auf das Verstecken de 

Arbeitslosigkeit richten. Das sind nach 
wie vor die SPD und die Gewerkschaft6 ' 
Ihre Königswege zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit sind die kollektive 
Arbeitszeitverkürzung und die Schaff0 

eines zweiten, staatlich subventioniert 
Arbeitsmarktes. 

|2 Wer eine zwangsweise Arbeitzeit^ 
kürzung fordert, geht davon aus, daß 
Arbeitsvolumen nicht ausgeweitet, son- 
dern nur umverteilt werden kann. DaS 

läuft auf eine Kapitulation vor den 
Arbeitsmarktproblemen hinaus. Davo 
zu unterscheiden ist der von der Bund 
regierung favorisierte Weg der Förder 
flexibler Arbeitszeiten und freiwilliger 
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Vereinbarungen über Teilzeitarbeits- 
Plätze. Hierdurch kann es zu beschäfti- 
gungssteigernden Kostensenkungen kom- 
men. Deshalb müssen Hindernisse in die- 
sem Bereich aus dem Wege geräumt wer- 
den. 

9  Der Staat wäre gar nicht in der Lage, 
dauerhaft und flächendeckend Arbeits- 
Plätze zu subventionieren. Nur vorder- 
gründig kann eine Lösung darin gesehen 
Werden, die Beitragszahler von dieser 
Aufgabe zu befreien und sie den Steuer- 
Sahlern zu übertragen. In beiden Fällen 
Werden Ressourcen für nicht wettbe- 
werbsfähige Arbeitsplätze gebunden, 
pudern würden flächendeckend subven- 
tionierte Arbeitsplätze Schritt für Schritt 
Wettbewerbsfähige Arbeitsplätze verdrän- 
gen. Infolge dieses „Drehtüreffektes" 
Würde das Ausmaß der gebundenen Res- 
sourcen im Zeitablauf drastisch anstei- 
gen. Mit der Verteilung und Subventio- 
j"'erung von Arbeitslosigkeit — mit einem 
Wieren an Symptomen — ist es daher 
n,cht getan. Programme zur Arbeitszeit- 
Verkürzung haben — so die OECD — die 
Arbeitslosigkeit noch in keinem Fall 
Slgnifikant verringert. Die Aufgabe muß 
j*'n, Rahmenbedingungen für mehr wett- 
eWerbsfähige und damit zukunftssichere 

Arbeitsplätze zu schaffen. 

M  Weil die OECD die Analyse der 
Arbeitslosigkeit ursachenorientiert 
ngeht, stellt sie viele lieb gewonnene 
°sitionen in Frage. Denn sie empfiehlt 
•Her anderem: Förderung und nicht 
ehinderung des technologischen Wan- 
e's sowie der unternehmerischen Tätig- 
et; Erhöhung der Arbeitszeitflexibilität; 
Neuorientierung der Lohnpolitik; 
heform des Kündigungsschutzes; 

etorm der sozialen Sicherungssysteme 
't dem Ziel, die Belastung der Arbeit- 

enmereinkommen abzusenken, die 
ü 

nreize zur Arbeitsaufnahme zu stärken 
d die Lohnnebenkosten zwecks 

Kostensenkung der Arbeitsplätze zu ver- 
ringern. 

Wir haben in Deutschland die Erfah- 
rung machen müssen, daß seit den 70er 
Jahren der Anstieg der Arbeitslosigkeit in 
der Rezession nicht wieder durch den 
nachfolgenden Rückgang der Arbeitslo- 
sigkeit im Aufschwung ausgeglichen 
wird. Ein weiteres großes Verdienst der 
OECD-Studie liegt darin, daß sie auf- 
zeigt, daß diese Stufenentwicklung zwar 
in vielen, aber nicht in allen Ländern zu 
beobachten ist. Als einen, allerdings zen- 
tralen Grund dafür benennt die OECD 
eine Tarifpolitik, die sich in den europäi- 
schen Volkswirtschaften vor allem an den 
Einkommensinteressen der beschäftigten 
Insider und nicht an den Wiederbeschäf- 
tigungsinteressen der arbeitslosen Outsi- 
der ausrichtet. In Europa, so die OECD, 
kommt daher das Wirtschaftswachstum 
insbesondere den Beschäftigten zugute. 
Demgegenüber profitieren in den USA 
davon auch die Arbeitslosen, was unter 
anderem zur Folge hat, daß dort ein 
wesentlich geringerer Teil mit Langzeitar- 
beitslosigkeit konfrontiert ist. 

In Anbetracht dieses Ergebnisses 
zielt die OECD mit ihren Forderungen 
vor allem auf die Wiederbeschäftigung 
der Arbeitslosen ab. Sie spricht sich dafür 
aus, kollektive Lohntarife durch Öff- 
nungsklauseln zu ergänzen. Sie fordert 
eine Absenkung der Lohnzusatzkosten 
und der Besteuerung insbesondere für 
Niedrigeinkommensbezieher, damit auch 
durch geringer entlohnte Arbeitsplätze 
der Lebensunterhalt gesichert werden 
kann. Sie plädiert dafür, befristete Neu- 
einstellungen zu erleichtern. Sie stellt 
schließlich das erreichte hohe Niveau der 
Arbeitslosenunterstützung in Frage. Im 
Interesse der Arbeitslosen sollten wir 
diese Forderungen vorurteilsfrei prüfen. 
Diese Aufforderung richtet sich auch an 
die Arbeitgeber. Gegen den Widerstand 
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von SPD und Gewerkschaften hat die 
Bundesregierung das Instrument der 
befristeten Arbeitsverträge geschaffen. 
Unverständlich ist, daß die Arbeitgeber 
davon kaum Gebrauch machen. 

Die Erfahrungen der Vergangen- 
heit sprechen eine deutliche Sprache. 
Zwar wird der Konjunkturaufschwung 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit beitra- 
gen. Davor zu warnen ist aber, darin 
bereits die Lösung der Beschäftigungs- 
krise zu sehen und angesichts der uner- 
wartet deutlichen Aufhellung der Kon- 
junkturlage wieder zur Tagesordnung 
überzugehen. Genau dies geschieht 
jedoch, wenn auf die Stärkung der Mas- 
senkaufkraft durch Lohnsteigerungen 
und auf den Nachholbedarf der Beschäf- 
tigten verwiesen wird. 

Wer jetzt eine expansive Lohnpolitik for- 
dert und dies mit der sog. Kaufkrafttheo- 
rie der Löhne begründet, verharrt im 
Denkmuster der Konjuktur. Für das Ent- 
stehen der Massenarbeitslosigkeit in den 
Industriestaaten sind jedoch, so das ein- 
deutige Urteil der OECD, nicht so sehr 
konjukturelle Ursachen (also ein gesamt- 
wirtschaftlicher Nachfragemangel), son- 
dern strukturelle Gründe maßgebend. 
Zudem zeigt die Erfahrung, daß den 
Rezessionen in der Vergangenheit stets 
starke Steigerungen der Löhne und Lohn- 
stückkosten vorausgegangen sind. Richti- 
ger ist also, darauf zu setzen, daß mode- 
rate Lohnerhöhungen zu mehr Beschäfti- 
gung und hierüber zu mehr Kaufkraft 
führen — und zwar zu mehr Kaufkraft 
auch für die bisher Arbeitslosen. Deshalb 
überzeugt auch das Argument des Nach- 
holbedarfs nicht. Wer Arbeitslosigkeit 
ernsthaft bekämpfen will, darf nicht nur 
die Einkommensinteressen der Beschäf- 
tigten, sondern muß auch eine die Wie- 
derbeschäftigungsinteressen der Arbeits- 
losen berücksichtigende Tarifpolitik im 
Visier haben. 

Die Verantwortung für die Lohn- 
politik liegt bei den Tarifpartnern. Daß 
sie durch eine zurückhaltende Politik 
Beschäftigung sichern können, belegt das 
zurückliegende Jahr. Warum sind die 
Tarifpartner dazu nicht dauerhaft bereit, 
warum nur in konjunkturellen Krisenzei- 
ten? Warum kann angeblich nur eine 
kurzfristige Lohnzurückhaltung Arbeits- 
plätze sichern und schaffen, nicht aber 
eine mittel- oder längerfristige? Die 
Erfahrungen der 80er Jahre sprechen 
dagegen. Seinerzeit entstanden in 
Deutschland mehr als 3 Millionen 
Arbeitsplätze. An diese erfolgreiche Ent- 
wicklung muß angeknüpft werden. Der 
gesamtwirtschaftliche Lohnanstieg sollte 
so lange unterhalb der Summe von Preis- 
und Produktivitätsanstieg verbleiben, b,s 

die Arbeitslosigkeit die Millionengrenze 
unterschritten hat. Ich spreche also von 
maßvollen Lohnerhöhungen, nicht von 
Lohnstopp oder Lohnsenkungen. 

a Arbeitsplätze können ferner gesi- 
chert und geschaffen werden, wenn sicn 
die Lohnfindung auf der einzelwirtscha' 
liehen Ebene stärker an der Leistungsfä- 
higkeit — also an der Produktivität -- a 

Beschäftigten orientiert. Dagegen wird 
vor allem eingewandt, daß sich dann d>e 

weniger leistungsfähigen Arbeitnehmer 
ggf. mit Löhnen in Höhe des Existenz^ 
nimums zufrieden geben müßten. Zude 
würde sich die Annahme regulärer 
Beschäftigungsangebote aus der Sicht 
Betroffenen erst dann lohnen, wenn der 
Nettolohn über dem Niveau der Lohner- 
satzleistungen bzw. dem der Sozialhine 

liegt. Dieser Einwand zeigt, daß das *e 
hältnis insbesondere von Sozialhilfe un 
Lohneinkommen neu aufeinander abge 

stimmt werden muß. Werden niedrige 
Arbeitseinkommen durch Sozialeinkom 
men nicht vollständig ersetzt, sondern 
aufgestockt — mit allerdings abnehmen 
den Beträgen — , dann könnten bei nie 
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•igen Lohnkosten von den Unternehmen 
Arbeitsplätze in größerer Zahl geschaffen 
Werden, und für die Empfänger von 
Sozialhilfe würde es sich lohnen, auch 
Jiedrig entlohnte Arbeitsplätze zur Auf- 
besserung ihres Gesamteinkommens 
anzunehmen. 

EQ Die seit Beginn des Jahres unter- 
breiteten Vorschläge deuten darauf hin, 
daß die Tarifpartner mehr als in der Ver- 
gangenheit bereit sind, Verantwortung für 
das Ziel der Beschäftigungssicherung zu 
hernehmen und ihre Tarifpolitik dahin- 
gehend zu überdenken. Zu einer Neu- 
°rientierung muß es aber nicht nur dort, 
andern ebenso in der staatlichen Sozial- 
politik kommen. Denn auch die Politik 
trägt Verantwortung für die Arbeitsko- 
Jfen. Die OECD-Studie bringt dies deut- 
,ch zur Sprache. Eine Senkung der Lohn- 

|jebenkosten und damit eine Verbilligung 
^s Faktors Arbeit, das ist ein mittler- 
weile von den Gewerkschaften und der 
Y& anerkanntes Ziel. Sie werfen dabei 
er Bundesregierung vor, sie habe die 

putsche Einheit arbeitskostensteigernd 
lr>anziert, und zwar im Umfang von etwa 
prozentpunkten des gesamten Sozial- 

ersicherungsbeitrages. Gefordert wird 
lr»e Umfinanzierung zu Lasten des Steu- 
^ahlers. Jedoch ist auch bei den Steuern 
Je Grenze der Belastbarkeit erreicht. 
I eshalb kann die Forderung nicht allein 

uten, die Finanzierung der versiche- 
J^gsfremden, speziell der einigungsbe- 
s
Ir,gten Lasten umzuschichten, sondern 

Pe muß auch lauten, die versicherungs- 
ernden Leistungen auf den Prüfstand zu 

^"en, in der Arbeitslosen- ebenso wie in 
^ Rentenversicherung. Es gibt dort 
h.h'reiche, sozialpolitisch vertretbare 
j l'",sParmöglichkeiten. SPD und Gewerk- 
j, aflen verharren jedoch erneut in dem 
, hergebrachten Denkschema des 
J^erteilens. 

XJ In der Koalitionsvereinbarung wird 

I 

eine Absenkung der Lohnnebenkosten 
ausdrücklich gefordert. Bei diesem 
Appell darf.es nicht bleiben, Taten müs- 
sen folgen. Dies um so mehr, als sich 
abzeichnet, daß der Gesamtbeitrag zur 
Sozialversicherung ansonsten weiter 
ansteigen wird. PROGNOS kommt in der 
jüngst vorgelegten Studie über die Ent- 
wicklung der Rentenversicherung zu dem 
Ergebnis, daß die gesamte Beitragslast in 
der Sozialversicherung unter Status-quo- 
Bedingungen auf gut 40 Prozent bis zum 
Jahr 2000, rund 42 bis 44 Prozent bis zum 
Jahr 2010 und etwa 45 bis 50 Prozent bis 
zum Jahr 2040 zunehmen wird. Das 
bedeutet: Der Keil, den die Beitragssätze 
zwischen die Arbeitskosten für den 
Arbeitgeber und die Nettoentlohnung für 
den Arbeitnehmer treiben, wird sich wei- 
ter vergrößern. Schon die bestehende Bei- 
tragsbelastung von gut 39 Prozent ist zu 
hoch. Schwarzarbeit, Schattenwirtschaft, 
Scheinselbständigkeit: Das sind auch 
Ausweichreaktionen der belasteten 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Weitere 
Beitragserhöhungen werden zusätzliche 
Ausweichreaktionen hervorrufen; sie 
werden den Leistungswillen der Arbeit- 
nehmer dämpfen und die Arbeitsplätze 
verteuern. Für mich zeigen die PRO- 
GNOS-Ergebnisse, daß der Umbau des 
Sozialstaates notwendig ist. Das Soziallei- 
stungssystem muß Schritt für Schritt 
durchforstet, auf überholte Zielsetzun- 
gen, mangelnde Zielgenauigkeit und 
Mißbrauch hin überprüft und von uner- 
wünschten Nebenwirkungen befreit wer- 
den. Vor allem muß der Leistungsumfang 
auf den Prüfstand. Risiken, die der ein- 
zelne selbst tragen oder ebenso gut privat 
absichern kann, müssen nicht in der 
Sozialversicherung abgedeckt werden. 

I Gefordert sind aber nicht nur 
Losungen zur Bewältigung der Kosten- 
und Flexibilitätskrise. Wir müssen uns 
auch dem Wandel zur Dienstleistungsge- 
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Seilschaft stellen. Die Entwicklung 
moderner Volkswirtschaften ist gekenn- 
zeichnet von einer Gewichtsverlagerung. 
Der Industriesektor verliert, der private 
Dienstleistungssektor gewinnt an Bedeu- 
tung. In Deutschland vollzieht sich diese 
Verlagerung weniger stark ausgeprägt als 
in anderen Industrieländern. Während 
der Beschäftigungsanteil des privaten 
Dienstleistungssektors bei uns gut 40 Pro- 
zent ausmacht, beträgt er in Japan rund 
55 und in den USA etwa 60 Prozent. 
McKinsey hat eine länderübergreifende 
Studie vorgelegt, die sich insbesondere 
mit dieser Gewichtsverlagerung befaßt. 
Sie kommt zu dem Ergebnis, daß wir 
mehr noch als andere Volkswirtschaften 
Arbeitsplätze — vor allem auch Teilzeit- 
plätze — im privaten Dienstleistungsbe- 
reich schaffen müssen, um den absehba- 
ren weiteren Beschäftigungsrückgang im 
Industriesektor aufzufangen. Das 
Beschäftigungspotential wird auf 4 bis 5 
Millionen Arbeitsplätze veranschlagt. Die 
Erschließung dieses Potentials ist vorran: 

gig eine unternehmerische Aufgabe. Die 
Studie zeigt aber auch, daß Regulierun- 
gen auf den Güter- und Arbeitsmärkten 
mit dazu beigetragen haben, daß der pri- 
vate Dienstleistungssektor in Deutsch- 
land nur unzureichend expandiert ist. 
Während dort in den USA zwischen 1980 
und 1990 pro Tausend Einwohner im 

erwerbsfähigen Alter gut 50 Arbeitsplätze 
netto entstanden sind, waren es in 
Deutschland nur 17 Plätze. 

Wir müssen davon Abstand neh- 
men, das vergleichsweise schwache 
Wachstum der privaten Dienstleistungen 
mit dem Argument zu rechtfertigen, daß 
hierdurch nur Arbeitsplätze minderer 
Qualität entstehen würden, zumal die 
McKinsey-Studie dieses Urteil in Frage 
stellt. Die Privatisierung staatlicher 
Dienstleistungen, die Ausgliederung von 
Dienstleistungen aus den Unternehmen 
und die Schaffung von Arbeitsplätzen in 
den privaten Haushalten, z. B. in der 
Pflege — das sind Entwicklungen, auf °"e 

wir angewiesen sind und die wir im Intel-' 
esse derjenigen, die einen Arbeitsplatz 
suchen, nicht behindern sollten. 

Zur Bekämpfung — nicht zur Ver- 
teilung und Subventionierung — der 
Arbeitslosigkeit muß der Umbau unseres 
Sozialstaates angegangen, müssen einge' 
fahrene Denkmuster und vermeintlich 
angestammte Besitzstände aufgegeben 
werden. Wir brauchen nicht nur techni- 
sche Innovationen, wir brauchen auch 
soziale Innovationen, um unseren 
Lebensstandard, unsere Arbeitsplätze 
und das hohe Niveau unserer Soziallei' 
stungen zu sichern. 

Mittelstand macht mobil 
Unter diesem Motto steht der 39. Bundeskongreß der CDU/CSU-Mittelstands- 

vereinigung (MIT), 
der am 31. März und 1. April 1995 

im Maritim Airport Hotel in Hannover stattfindet. 
Für den Samstag hat der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Wolf- 
gang Schäuble, sein Kommen zugesagt. Am Freitag stehen Neuwahlen des Bun- 
desvorstandes und die vorbereitete Fusion von Mittelstandsvereinigung der CDU/ 
CSU (MIT) und Wirtschaftsvereinigung der CDU (WIV) auf der Tagesordnung. 
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Der Mensch ist Klimafaktor 
Bei der Vorstellung neuer Ergeb- 
nisse aus der Klima- und Ozonfor- 
schung erklärte der Bundesmini- 
ster für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie, Jürgen 
Hüttgers: 

Keine Entwarnung für die beiden derzeit 
nichtigsten globalen Umweltprobleme 
»Klima" und „Schädigung der stra- 
tosphärischen Ozonschicht". Im Gegen- 
teil: Hamburger Klimaforscher um Prof. 
Klaus Hasselmann, Leiter des Max- 
Planck-Instituts für Meteorologie und 
wissenschaftlicher Geschäftsführer des 
Deutschen Klimarechenzentrums 
(t>KRZ), haben eine durch den Men- 
schen hervorgerufene Klimaänderung 
erstmals mit einer geschätzten Wahr- 
scheinlichkeit von 95 Prozent berechnet. 
Nach den Hamburger Modellrechnungen 
hat der gemessene Anstieg der CCh-Kon- 
*entration in der Atmosphäre um 25 Pro- 
zent seit Beginn der industriellen Revolu- 
ßon, zusammen mit der in der Treibhaus- 
Wirkung vergleichbaren Zunahme ande- 
rer Treibhausgase, z.B. Methan und 
*"CKW, bereits jetzt eine globale Erwär- 
mung von 0,5°C bis 1 °C erbracht. 
Gemessen wird in der Tat eine Zunahme 
^er global gemittelten Oberflächentempe- 
ratur der Erde von 0,7 °C seit 1880. 
^iese Erwärmung ließ sich bisher nicht 
e,ndeutig auf den Anstieg der Treibhaus- 
8askonzentrationen zurückführen, da sie 
j*°ch in dergleichen Größenordnung wie 
^ehätzungen der natürlichen Variabilität 

es Klimas liegt. Neuere Modellrechnun- 
^en und verbesserte Methoden des Nach- 

eises menschlicher Einflüsse („anthro- 
pogenes Signal") führten zu dem Ergeb- 

nis, daß die Wahrscheinlichkeit für eine 
Temperaturzunahme natürlichen 
Ursprungs unterhalb 5 Prozent liegt. Das 
heißt im Umkehrschluß: Die Wahr- 
scheinlichkeit, daß die Erwärmung auf 
externe Einflüsse zurückzuführen ist — 
insbesondere auf die Zunahme der Treib- 
hausgasemissionen — liegt bei 95 Pro- 
zent. 

Diese Abschätzungen beinhalten noch 
einige Unsicherheiten, wie z.B. die, ob 
die natürliche Variabilität des Klimas 
ausreichend gut simuliert wurde, ebenso 
wie es sich letztendlich mit den natürli- 
chen Klimafaktoren, Sonneneinstrahlung 
und Vulkanismus verhält. 
Mit diesem Ergebnis ist die wissenschaft- 
liche Basis, die Analyse und Entwicklung 
des Klimasystems als wichtige Vorausset- 

Die sichere Energieversorgung 
muß mit dem dauerhaften 
Schutz unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen im Einklang 
stehen. 

zung für zukunftsgerichtetes Handeln 
deutlich verbessert worden. 
Auch zum zweiten wichtigen Themen- 
komplex, nämlich zur Ausdünnung der 
stratosphärischen Ozonschicht liegen 
jetzt neue Ergebnisse vor: 
Wie auch in den letzten Jahren, konzen- 
trierten sich die Messungen und Beob- 
achtungen deutscher Arbeitsgruppen auf 
die Ozonabbauprozesse in der winterli- 
chen Atmosphäre über dem Nordpol. 
Die ersten Ergebnisse der boden-, ballon- 
und flugzeuggestützten Messungen deut- 
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scher und anderer Wissenschaftler zeigen 
einen gegenüber dem langjährigen Mittel- 
wert verstärkten Ozonabbau über der 
Arktis in den Monaten Januar und 
Februar. Dabei lag in diesem Winter die 
Ozonkonzentration mindestens 10 Pro- 
zent unter dem 7jährigen Mittelwert, d.h. 
sie entspricht mit extrem niedrigen Wer- 
ten der des Rekordwinters 1992/93. Sie 
nahm im Januar in der Höhenschicht zwi- 
schen 19 und 23 Kilometer, hier finden 
wir die größten Ozonkonzentrationen, 
durchschnittlich 0,7 Prozent pro Tag ab. 

Durch Messungen erwiesen 
Erstmals wurden bei Messungen über der 
Arktis auch diejenigen ozonzerstörenden 
Prozesse nachgewiesen, die man bisher 
nur über der Antarktis mit einem ver- 
gleichsweise größerem „Ozonloch" beob- 
achtet hatte. Eis- und Salpetersäureparti- 
kel, die normalerweise den Ozonabbau 
über der Arktis hemmen, wurden aus der 
Stratosphäre „ausgefällt". 
Für den Abbau des stratosphärischen 
Ozons spielen mehrere Faktoren eine 
Rolle: Tiefe Temperaturen in der Stra- 
tosphäre, hohe Halogenkonzentrationen, 
die hauptsächlich von FCKWs und Halo- 
nen, d.h. vom Menschen stammen sowie 
Aerosole von starken Vulkanausbrüchen, 
wie z.B. Pinatubo 1991. 
Die Ergebnisse dieses Winters mit dem 
Trend des Abbaus der uns vor ultraviolet- 
ter Strahlung schützenden Ozonschicht 
bestätigen die Politik der Bundesregie- 
rung, die sich nachdrücklich für den 
Schutz der stratosphärischen Ozonschicht 
und somit für das zügigere Verbot von 
Produktion und Nutzung ozonabbauen- 
der Substanzen durch Verschärfung des 
Montrealer Protokolls mit der Kopenha- 
gener Vereinbarung 1992 einsetzt. 
Forschungen im Rahmen des Deutschen 
Ozonforschungsprogramms des Bundes- 
ministeriums für Bildung, Wissenschaft, 

Forschung und Technologie bilden für 
diese Entscheidungen die wissenschaftli- 
che Basis. Wichtiger Träger der Meßkam- 
pagnen ist eine zum Forschungslabor 
umgebaute Transall der Bundeswehr. Die 
Meßaktivitäten sind eingebunden in die 
europäische Ozonforschungskampagne 
SESAME. 
Beide Ergebnisse der Wissenschaft bestä- 
tigen die Bundesregierung in ihrer Hal- 
tung, sich auch weiterhin an die Spitze 
derjenigen Staaten zu stellen, die sich 
nachdrücklich für den Schutz des Klimas 
und der stratosphärischen Ozonschicht 
einsetzen. 
Der Bundesminister für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie hat 
besonders nach Rio 1992 seine Bemühun- 
gen verstärkt, das Verständnis dieser 
wichtigen atmosphärischen Prozesse und 
Systeme zu verbessern, um sichere wis- 
senschaftliche Aussagen zur zukünftigen 
Entwicklung der Atmosphäre und des 
Klimas vorlegen zu können. Für die hier- 
für notwendigen Forschungen, Gerä- 
teentwicklungen, Kampagnen, auch für 
das vom BMBF ganz wesentlich finan- 
zierte Deutsche Klimarechenzentrum in 
Hamburg stehen im Haushalt des Mini- 
steriums jährlich mehr als 100 Mio. DM 
(die institutionell geförderten Aktivitäten 
sind hierin eingeschlossen) zur Verfü- 
gung. Wir sind damit in Europa führend- 

Dennoch: offene Fragen 
Noch gibt es eine Reihe von offenen Ffä' 
gen vor allem auch im Hinblick darauf, 
welche Wirkungen die Veränderungen 
des Klimas und des Abbaus der stra- 
tosphärischen Ozonschicht für den Men- 
schen selbst, seine natürliche Umgebung» 
sein Wirtschaften und sein Verhalten 
nach sich ziehen. Die Erarbeitung von 
Handlungsoptionen im Sinne von Gesta 
tungskonzepten und/oder entsprechen- 
den technologischen Lösungen haben i 
BMBF hohe Priorität. 
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Wichtiger Baustein der Klimaschutzpoli- 
tik der Bundesregierung ist das nationale 
CCh-Minderungsprogramm. Es hat eine 
25- bis 30prozentige Reduktion der CO2- 
Emissionen bis zum Jahr 2005 (Basis 
1987) zum Ziel. Das BMBF seilt Optio- 
nen für die CCh-Einsparung bereit. 

Nachwuchs fördern 

Mit IKARUS verfügt Deutschland über 
das weltweit beste Instrumentarium, um 
konsistente CCh-Strategien zu entwickeln 
Und auf ihre technischen und wirtschaft- 
lichen Konsequenzen untersuchen zu 
können. 

Klimaschutz und Energieversorgung ste- 
hen in engem Zusammenhang. Gerade 
vor dem Hintergrund der CCh-Belastun- 
§en muß sichere Kernenergie eine 
^ukunftsoption bleiben. Das BMBF 
unterstützt daher die Bemühungen, bei 
der Reaktorsicherheit weitere Fortschritte 
*u machen. Um das technologische 
know-how zu sichern, ist das BMBF 
bereit, qualifizierten Nachwuchs zu för- 
dern. Darüber hinaus muß eine sichere 
Energieversorgung mit dem dauerhaften 
^chutz unserer natürlichen Lebensgrund- 
'agen in Einklang stehen. Das BMBF 
^ird daher ein neues Energieforschungs- 

programm auflegen, das vor allem wei- 
tere Maßnahmen zur CCh-Reduktion vor- 
sieht: 
• Ein wichtiger Akzent bei der Förde- 
rung der Energieforschung durch das 
BMBF liegt bei den erneuerbaren Ener- 
gien. Insgesamt sollen 1995 Mittel in 
Höhe von 330 Millionen DM bereitge- 
stellt werden. Einen langfristigen Schwer- 
punkt setzt das BMBF bei der Photovol- 
taik. Hier gilt es, die Solarzellen näher an 
die theoretisch möglichen Wirkungsgrade 
heranzuführen. 

Neue Förderkonzepte 
• Die schnellsten Fortschritte zur Reduk- 
tion der CO-2-Emission sind bei den Ver- 
brennungskraftwerken zu erzielen. Das 
BMBF setzt weiter darauf, die Wirkungs- 
grade der Kraftwerke zu verbessern. Das 
BMBF appelliert an die Energieversor- 
gungsinstitute, ihre eigenen Forschungs- 
und Entwicklungsanstrengungen deutlich 
zu erhöhen. 
• Ergänzend zur Wärmedämmung kann 
bei der Gebäudebeheizung noch viel 
Energie eingespart werden durch intelli- 
gente aktive und passive Nutzung der 
Sonne. Hier setzen die neuen BMBF-För- 
derkonzepte „Solarthermie 2000" und 
„Solar optimiertes Bauen" an. 

Deutschland steht bei der Windkraftnutzung 
weltweit auf Platz zwei 

Bei der Nutzung von Windkraft ist Deutschland im vergangenen Jahr nach den 
Vereinigten Staaten weltweit auf Platz zwei vorgerückt. Mit einer Gesamtlei- 
stung von knapp 630 Megawatt steht die Bundesrepublik noch vor Dänemark 
mit rund 520 Megawatt. Dies ist das Ergebnis einer Untersuchung der For- 
schungsgruppe Windenergie an der Universität Münster. Allein im letzten Jahr 
hat die Bundesregierung rund 342 Millionen DM in die Forschung und Ent- 
wicklung von erneuerbaren Energien investiert. Die Exportchancen der deut- 
schen Hersteller von Windrädern sind inzwischen sehr gut: In diesem Jahr soll 
vor allem nach Indien, China und Nordamerika geliefert werden. 
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Theo Waigel hilft den Gemeinden 
Zur Vorlage des Entwurfs des Jahres- 
steuergesetzes 1996 erklärte Horst 
Waffenschmidt, Bundesvorsitzender 
der Kommunalpolitischen Vereinigung 
der CDU und CSU Deutschlands: 

Die Kommunalpolitische Vereinigung 
von CDU und CSU begrüßt den im Jah- 
ressteuergesetz 1996 enthaltenen Vor- 
schlag, die Gemeinden ab 1996 direkt an 
der Umsatzsteuer zu beteiligen. 
Der Vorschlag eröffnet die historische 
Chance, durch eine Gemeindefinanzre- 
form die Finanzkraft der Kommunen 
dauerhaft zu stärken: 
• Die Kommunen erhalten ab 1996 einen 
im Grundgesetz abgesicherten unmittel- 
baren Anteil an der Mehrwertsteuer. 
• Die Kommunen werden bereits ab 1996 
an dem dynamischen Wachstum der 
Mehrwertsteuer beteiligt. 
• Der Vorschlag von Bundesfinanzmini- 
ster Waigel stellt sicher, daß die Kommu- 
nen einen vollen Ausgleich für die Min- 
dereinnahmen aus der Gewerbesteuer 
erhalten. 

• Durch einen wirtschaftsnahen Schlüs- 
sel bleibt das notwendige Band zwischen 
Kommunen und Wirtschaft und damit 
das kommunale Interesse an Wirtschafts- 
ansiedlung und Wirtschaftsförderung 
erhalten. 

Krisenfeste Einnahmen 
Die Vorschläge von Finanzminister Theo 
Waigel geben den Gemeinden einen Aus- 
gleich, der in der Qualität besser ist als 
das, was sie bei der Gewerbesteuer verHe* 
ren: Wachstumsorientierte Umsatzsteuer 
gegen krisenanfällige Gewerbesteuer! 
Wer dagegen Front macht, handelt nicht 
kommunalfreundlich! Länder und kom- 
munale Spitzenverbände sind jetzt aufge' 
fordert, an der Realisierung dieses Kon- 
zepts mitzuwirken, wie es Theo Waigel 
angeboten hat. 
Wer den ersten Schritt für die Gemeinde- 
finanzreform ablehnt, muß wissen, daß ef 

den Gemeinden jetzt die unmittelbare 
Beteiligung an der Umsatzsteuer verbau 
und damit eine wesentliche Verbesserung 
der kommunalen Finanzausstattung! 

Bausparen: Auszahlungen auf Höchststand 
Mit 42,5 Milliarden DM bewegen 
sich die Auszahlungen der privaten 
Bausparkassen auf einem neuen 
Höchststand. Damit sind die Finan- 
zierungsleistungen 1994 nach 1993 
um nochmals um ein Prozent ange- 
stiegen. 

In den neuen Bundesländern gelang- 
ten davon im Jahr 1994 rund 4,5 Milli- 
arden DM ( + 34,1 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr) zur Auszahlung. Damit 
sind dort seit Einführung des Bauspa- 

rens 1990 insgesamt bereits 12,8 Milli- 
arden DM für den Wohnungsbau zur 
Verfügung gestellt worden, was zu 
einer spürbaren Verbesserung der 
Wohnsituation geführt hat. 
Auch der Vertragsbestand hat sich 
1994 bei den privaten Bausparkassen 
wiederum erhöht. Bei Steigerungen 
von 0,7 Prozent in der Anzahl und 2,5 
Prozent in der Summe verwalten die 
22 privaten Bausparkassen 20,5 Mil- 
lionen Verträge über eine Bauspar- 
summe von 771,8 Milliarden DM. 

: 
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Fortschritt im Steuerrecht 
Zum Referentenentwurf für ein Jah- 
ressteuergesetz 1996 erklärte der stell- 
vertretende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Hans-Peter 
Repnik: 
Der vom Bundesfinanzminister vorge- 
legte Referentenentwurf eines Jahressteu- 
ergesetzes 1996 ist ein ehrgeiziges Vorha- 
ben. Alle Beteiligten sind aufgerufen, 
zum Gelingen beizutragen — auch Län- 
der und Gemeinden, die unterschiedli- 
chen Interessengruppen sowie die Oppo- 
sition. 

Die Hauptziele des Entwurfes — Steuer- 
freistellung des Existenzminimums, 
Reform der Unternehmenssteuer, Steuer- 
Vereinfachung, Aufbauförderung im 
Osten — sind zu wichtig, um sie im egoi- 
stischen Interessengezänk untergehen zu 
'assen. 

Alle Steuerzahler in Deutschland — 
Familien, Arbeitnehmer, Wirtschaft — 
haben einen Anspruch auf solide Arbeit 
•n der Finanzpolitik. Mit dem Konzept 
*üm Jahressteuergesetz 1996 liegt ein bei- 
sPielhafter Plan dazu vor. 
Die SPD hat uns allerdings schon heute 
Jjenig Hoffnung gemacht, daß sie ihrer 
Verantwortung gerecht werden will. Sie 
kritisiert, beckmessert, polemisiert, als ob 
'hr nur der Streit um des Streites willen 
w'chtig sei. Unqualifizierte Kritik und 
^nwahre Behauptungen beherrschen die 
Äußerungen von Frau Matthäus-Maier 
Ur»ci Herrn Poß. 

^° stimmt es z. B. überhaupt nicht, daß 
ei Gemeinden im Entwurf keine Kom- 

pensation für Einnahmeverluste aus der 
ewerbesteuerreform gewährt wird. Sie 

°"en an der dynamischen Entwicklung 
er Umsatzsteuer beteiligt werden. 

Es stimmt auch nicht, daß die Bundesre- 
gierung und die sie tragenden Bundes- 
tagsfraktionen den Familienleistungsaus- 
gleich und die Eigenheimförderung auf- 
gegeben haben. Wir stehen zu unserem 
Wort: Wesentliche Verbesserungen auch 
auf diesen Gebieten sind geplant. Es ist 
aber falsch, in Hektik zu verfallen und 
Vorhaben mit Generationswirkung übers 
Knie zu brechen. Wir werden demnächst 

Das Jahressteuergesetz 1996 
bringt enorme Fortschritte 
für das deutsche Steuerrecht 
und nützt dem Wirtschafts- 
standort Deutschland. 

umfassende Vorschläge zur Förderung 
von Familie und Wohneigentum vorle- 
gen. 
Die SPD fordert gleichzeitig — Subven- 
tionsabbau und neue Subventionen. Das 
ist doppelzüngig. 

Bis zur Einbringung des Gesetzentwurfes 
wird sich aufgrund der Anhörung der 
Verbände sicherlich noch die eine oder 
andere Änderung ergeben. So manche 
sachliche und politische Hürde wird noch 
im Gesetzgebungsverfahren zu nehmen 
sein. 
Das Jahressteuergesetz 1996 bringt 
enorme Fortschritte auf vielen Gebieten 
des deutschen Steuerrechts. Die Struktur 
wird zum Nutzen aller Steuerzahler und 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland 
verbessert. Jeder, der jetzt Sand ins 
Getriebe wirft, macht sich schuldig; er 
verhindert Arbeitsplätze und schadet dem 
Vertrauen der Bürger und Bürgerinnen in 
eine sachliche Politik. • 
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Sechs Milliarden Mark 
ein deutliches Signal 

Zur Koalitionsentscheidung, 1996 ins- 
gesamt sechs Milliarden DM zur Ent- 
lastung der Familien bereitzustellen, 
erklärte die Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Maria Eichhorn: 

Sechs Milliarden Mark zusätzlich für den 
Familienleistungsausgleich in 1996 sind 
ein deutliches Signal der Koalition, daß 
sie der Familienförderung in dieser Legis- 
laturperiode Priorität einräumt. 

Wichtige Grundpfeiler  

Mit der jetzt eingeläuteten neuen Runde 
familienpolitischer Leistungen setzen wir 
wichtige Grundpfeiler. Für den notwen- 
digen weiteren Ausbau des Familienlei- 
stungsausgleichs in den kommenden Jah- 
ren werden wir ein solides Fundament 
schaffejj. Für mich steht dabei die Erar- 
beitung eines Gesamtkonzepts im Vorder- 

grund, das Steuergerechtigkeit für alle 
schafft und eine gezielte Förderung von 
Familien in den unteren und mittleren 
Einkommensbereichen erreicht. Dabei 
muß das bisherige System einfacher und 
durchschaubarer werden; d. h. insbeson- 
dere, daß der Kindergeldzuschlag ver- 
zichtbar wird. Die Familien müssen klar 
erkennen können, wie der Staat sie unter- 
stützt. Wir müssen die Perspektiven einer 
spürbaren Förderung für die nächsten 
Jahre schon heute aufzeigen. Wichtig ist 
mir auch, daß die erhöhten Kosten für 
das erste Kind und für dritte und weitere 
Kinder bei der Familienförderung beson- 
ders berücksichtigt werden. 

Angemessener Ausgleich  

Den Familien steht für ihre erheblichen 
Leistungen ein angemessener Ausgleich 
des Staates zu. Es geht um gesellschafth' 
ehe und soziale Gerechtigkeit. 

1996 Europäisches Jahr des lebensbegleitenden Lernens 
Um den Herausforderungen der modernen Informationsgesellschaft gewachsen 
zu sein, ist es unvermeidlich geworden, das ganze Leben lang weiter zu lernen 
und sich fortzubilden, hat die Berichterstatterin des Europäischen Parlaments, 
die EVP-Abgeordnete Renate Heinisch, nach der Annahme ihres Berichts zum 
„lebensbegleitenden Lernen" im Jugend- und Kulturausschuß des EP erklärt. 
Die Berichterstatterin begrüßte den Kommissionsvorschlag, 1996 zum „Europäi- 
schen Jahr für lebenslanges Lernen" zu erklären. Renate Heinisch: „Ein Euro- 
päisches Jahr kann viele Anstöße und Initiativen in Gang setzen, wie das lebens- 
lange, oder besser lebensbegleitende, Lernen konkret umgesetzt werden kann." 
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Für eine aktive europäische 
Sozialpolitik 

Im Juli 1994 wurde das Weißbuch 
über die Europäische Sozialpolitik 
vorgelegt. Das Weißbuch geht von 
einer Doppelstrategie aus: zum einen 
soll das in der Vergangenheit 
Erreichte im Bereich der Sozialpolitik 
konsolidiert und ausgebaut werden, 
«um anderen wird angestrebt, durch 
die Vorlage neuer Vorschläge eine 
neue Dynamik zu bewirken. 

Prioritäres Ziel des Weißbuchs ist die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze. Dabei 
setzt das Weißbuch die Linie fort, die 
bereits im Weißbuch über Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 
gefunden worden ist: das Bekenntnis zur 
Sozialen Dimension der europäischen 
Integration wird in konkrete Politik 
gefaßt. Seit dem Rat in Hannover und der 
deutschen EG-Präsidentschaft 1987 ist 
die Erkenntnis geweckt worden, daß die 
Wirtschaftliche Integration Europas nicht 
°hne die Soziale Dimension in gesicher- 
ter und solider Weise vorangehen kann. 
Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und 
die Fähigkeit zur Erbringung sozialer Lei- 
tungen bedingen sich gegenseitig, 
yer Ausbau der Sozialen Dimension muß 
eshalb eine Grundvoraussetzung für die 
erknüpfung von freier Marktwirtschaft 

Jjd sozialer Gerechtigkeit sein. Das 
^eißbuch geht deshalb von einem 
r'odell aus, das den Wohlstand und den 
°rtschritt in der Bundesrepublik 
eutschland begründet hat: dem Modell 

er Sozialen Marktwirtschaft. Dieser 
, nsatz ist zu begrüßen, weil Soziale 
j^rktwirtschaft immer das beste Rezept 

r dauerhaften Fortschritt gewesen ist. 

Für den Zeitraum 1995-1999 will das 
Weißbuch ein sozialpolitisches Aktions- 
programm auf der Ebene der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten festlegen. Dies ist 
zu begrüßen. Dabei haben neue Instru- 
mente der Sozialpolitik wenig Sinn, wenn 
schon bestehende Rechtsvorschriften 
nicht konsequent genug umgesetzt und 
angewandt werden. Insofern muß sich 
das zukünftige Aktionsprogramm vor 
allem auf Mechanismen der Information 
und verwaltungsmäßigen Zusammenar- 
beit stützen. 

Unbedingt erforderlich ist eine Bilanz der 
Maßnahmen, die bereits im Aktionspro- 

Von Susanne Tiemann, EU- 
Beauftragte der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

gramm von 1989 vorgesehen waren und 
schon genehmigt sind. Die Umsetzung 
dieser Maßnahmen durch die Mitglied- 
staaten soll durch formale Berichte und 
die Konsultation der betroffenen Sozial- 
partner erörtert werden. Darüber hinaus 
ist eine Evaluierung und Anpassung der 
bereits vorgeschlagenen, jedoch noch 
nicht genehmigten Maßnahmen im Hin- 
blick auf ihre rasche Annahme auf 
Gemeinschaftsebene erforderlich, insbe- 
sondere in folgenden Bereichen: atypi- 
sche Arbeitsverhältnisse, Elternurlaub 
aus familiären Gründen, Umkehr der 
Beweislast, grenzüberschreitende Arbeit- 
nehmerüberlassung, Rechte der Arbeit- 
nehmer beim Übergang von Unterneh- 
men, Revision der VO Nr. 1612/68 über 
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die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und 
Ausdehnung der VO Nr. 1408/71 zur 
Anwendung der Systeme der sozialen 
Sicherheit für Arbeitnehmer und deren 
Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern sowie das IV. Pro- 
gramm zur Bekämpfung der Armut. 

Daneben ist der Ansatz des Weißbuches 
zu begrüßen bezüglich eines Ausbaues 
des traditionellen Geltungsbereichs der 
europäischen Sozialpolitik, um der 
zunehmenden sozialen Ausgrenzung und 
dem Ausschluß gesellschaftlicher Grup- 
pen wirksam zu begegnen, wobei vor 
allem die in einigen Bereichen bereits ein- 
geleiteten Initiativen weiterzuverfolgen 
sind bezüglich Armut, Behinderter, Ein- 
wanderer, anfälliger gesellschaftlicher 
Gruppen wie Jugendlicher und alter 
Menschen sowie im Bereich der Volksge- 
sundheit. 
Bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
geht das Weißbuch in zutreffender Weise 
von einem Doppelansatz aus. Danach ist 
Wirtschaftswachstum und Wettbewerbs- 
fähigkeit in der EU erste Voraussetzung 
für die Schaffung neuer Arbeitsplätze. 
Insofern müssen bei der Festlegung der 
Grundsätze der Wirtschaftspolitik der 
Union eindeutig das Wirtschaftswachs- 
tum, die Schaffung von Arbeitsplätzen 
und die Stärkung der Wettbewerbsfähig- 
keit zu makro-ökonomischen Prioritäten 

der Union erklärt werden. Im Zusammen- 
hang damit steht aber strukturelle 
Arbeitsmarktpolitik durch Nutzung neuer 
Märkte wie insbesondere der Informa- 
tionstechnologien und zusätzlich die 
Anhebung des Qualifikationsniveaus der 
Erwerbstätigen. Dieser integrierte Ansatz 
kann zu einer Schaffung eines neuen 
europäischen Arbeitsmarktes führen. 
Großes Augenmerk muß dem „roten 
Faden" des Weißbuches gewidmet wer- 
den: Der Berufung auf das europäische 
Gesellschaftsmodell. Dieses geht davon 
aus, daß Europa mehr Eigenverantwor- 
tung und Initiative der einzelnen Bürger 
wecken und den Rahmen dafür vorgeben 
soll. Auf der anderen Seite aber soll 
gleichzeitig mehr Solidarität ermöglicht 
und geschaffen werden zwischen den ein- 
zelnen Mitgliedern der Gesellschaft, den 
Regionen und den Mitgliedstaaten. 

Auf diese Weise könnte Europa Anlaß 
für das Entstehen einer neuen Gesell- 
schaft und einer Perspektive für die Bür- 
ger werden. Dieser Ansatz des Weißbu- 
ches sollte als Ermutigung dienen, um 
Europa nicht nur als einen großen Mark1 

auszubauen, sondern einen Lebensraum 
zu schaffen, von dem mehr Wohlstand, 
aber auch mehr Freiheit und Gerechtig- 
keit für die europäischen Bürger erwartet 
werden kann; eben das Europa der Bür- 
ger, das wir alle bauen wollen. 

Über zwei Millionen besuchten Adenauers Wohnhaus 
Rund 2,2 Millionen Besucher haben 
in den letzten 25 Jahren das Wohn- 
haus des ersten Kanzlers der Bun- 
desrepublik, Konrad Adenauer, in 
Rhöndorf bei Bonn besichtigt. 
Darauf hat der Vorsitzende der „Stif- 
tpng Bundeskanzler-Adenauer-Haus", 
Franz Möller, hingewiesen. Bei einem 
Empfang aus Anlaß der ersten 

Besucherführungen vor einem Viertel- 
jahrhundert teilte Möller mit, daß die 
in einem Neubau untergebrachte Dau- 
erausstellung in Rhöndorf über das 
Wirken Adenauers auf einen neuen 
Stand gebracht werden soll. An dem 
Empfang nahm auch Generalsekretär 
Peter Hintze teil, der als Student zu 
den ersten „Museumsführern" zählte. 
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Die EVP bereitet sich auf die 
Herausforderungen von 1996 vor 
Die EVP wird vom 29. bis 31. März 
1995 im Europäischen Parlament in 
Brüssel eine Parlamentarierkonferenz 
mit insgesamt ungefähr 300 nationalen 
und europäischen Abgeordneten veran- 
stalten. 

Sie soll zur Vorbereitung der Regierungs- 
konferenz 1996 dienen und hat den Ehr- 
geiz, die nationalen Abgeordneten, die 
die Weiterentwicklung des Maastrichter 
Vertrages ratifizieren müssen, so früh wie 
Möglich in die Diskussion darüber mit- 
einzubeziehen. 
2iel der Konferenz ist es, in sechs ver- 
schiedenen Arbeitsgruppen Vorschläge 
für die Weiterentwicklung der Union zu 
erarbeiten. In den Beratungen der Parla- 
mentarier werden Kern-Fragen im Hin- 
blick auf die Revision des Vertrages von 
Maastricht behandelt: 
Dies sind Fragen der Außen- und Sicher- 
heitspolitik, der Finanzierung der EU, 
der Wirtschafts- und Währungsunion, der 
'nnen- und Justizpolitik, der Weiterent- 
wicklung der institutionellen Strukturen 
sowie der Erweiterung nach Mittel- und 
Osteuropa. 
Diese Konferenz ist in vielerlei Hinsicht 
eine Premiere: Sie ist ein Gemeinschafts- 
Projekt der Europäischen Demokrati- 
schen Union (EDU = Vereinigung euro- 
päischer Konservativer und Christdemo- 
kraten), der Europäischen Volkspartei 
^nd der EVP-Fraktion im Europäischen 
^rlament, die damit ihren Willen zur 
Zusammenarbeit unter Beweis stellen. 
Mit dieser Konferenz soll ganz bewußt 
e,n Dialog mit den nationalen Abgeord- 
neten der französischen Gaullisten und 
^'tischen Konservativen entstehen, 
beachtenswert ist auch die Tatsache, daß 

Abgeordnete aus Ländern, die einen Bei- 
tritt zur Europäischen Union anstreben, 
(z.B. Malta, Zypern, Schweiz und Mittel- 
und Osteuropa) eine aktive Rolle in die- 
ser Konferenz spielen können. Sie kön- 
nen somit die Diskussion über die EU- 
Erweiterung bereichern und zu einem tie- 
feren Verständnis für damit zusammen- 
hängende Fragen beitragen. 
Jede Mitglieds-Partei aus einem Land der 
Europäischen Union kann bis zu sechs 
nationale Abgeordnete als Teilnehmer 
entsenden. Mitglieds-Parteien aus Län- 

Die Parlamentarierkonfe- 
renz in Brüssel wird sich mit 
den Kernfragen einer Fort- 
schreibung des Vertrages 
von Maastricht befassen. 

dem, die nicht zur Europäischen Union 
gehören, können mit drei nationalen 
Abgeordneten an der Konferenz teilneh- 
men. 
Die Konferenz, unter dem Vorsitz von 
Wilfried Martens, Präsident der EVP und 
der EVP-Fraktion im Europäischen Par- 
lament, und Alois Mock, Präsident der 
EDU und österreichischer Außenmini- 
ster, wird am Mittwoch, den 29. März 
nachmittags um 15 Uhr beginnen. Als 
Auftakt werden wichtige europäische 
Staatsmänner zu den Parlamentariern 
sprechen (als Redner sind u.a. Jacques 
Santer, Wolfgang Schäuble und Douglas 
Hurd vorgesehen). 
Im Anschluß daran findet eine Konfe- 
renz der Vorsitzenden der christlich- 
demokratischen und konservativen Frak- 
tionen der nationalen Parlamente statt. • 
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Wohnen in Sachsen: 
sozial und sicher 

Vertraut man den Zahlen der DDR- 
Baustatistik, so stehen den 4,6 Millio- 
nen Einwohnern in Sachsen rd. 2,2 
Millionen Wohnungen zur Verfügung. 
Rein rechnerisch hätten wir so gesehen 
kein Problem mit der Wohnungsver- 
sorgung. Dieser Eindruck ist aller- 
dings leider falsch. 

In der DDR-Baustatistik wurde schon 
mal eine Instandsetzung oder eine son- 
stige Baumaßnahme als Neubau ausge- 
wiesen. Außerdem befinden sich von den 
2,2 Millionen Wohnungen ca. 50 Prozent 
in den Bauzustandskiassen 3 und 4, d.h. 
bei fast der Hälfte aller Wohnungen han- 
delt es sich um Gebäude mit erheblichen 
Bauschäden, bis hin zur Unbewohnbar- 
keit. Genaue Zahlen werden uns auch 
hier erst mit der Gebäude- und Woh- 
nungszählung im Herbst dieses Jahres 
vorliegen. Der Wohnungsbestand im 
Freistaat Sachsen zeichnet sich im Ver- 
gleich mit den anderen neuen Bundeslän- 
dern durch die schlechteste Ausstattung 
und die älteste Gebäudestruktur aus. 
• Rund 44 Prozent der Gebäude wurden 

vor 1949 gebaut. 
• Nur 39 Prozent der Wohnungen sind 

mit Sammelheizung ausgestattet. 
• 28 Prozent der Wohnungen besitzen 

eine zentrale Warmwasserversorgung. 
• 76 Prozent sind mit Bad bzw. Dusche 

ausgestattet, und ebenfalls nur 76 Pro- 
zent der Wohnungen verfügen über 
eine Innentoilette. 

Dabei muß man berücksichtigen, daß 
auch Badeprovisorien wie ein Schrank- 
bad oder eine frei aufgestellte Duschka- 

bine voll als Bad in der Statistik einge- 
rechnet wurden. Der wirkliche Ausstat- 
tungsgrad liegt vermutlich noch einige 
Prozentpunkte unter diesen Angaben. 

Für die Auslegung dieser Zahlen braucht 
man deshalb sehr viel Phantasie. 
Die durchschnittliche Wohnungsgröße 
im Freistaat Sachsen liegt mit 57 qm weit 
unter dem westdeutschen Durchschnitt 
von 80 qm. 
Umfragen bei den Kommunen haben 
einen Leerstand von rd. 85.000 Wohnun- 
gen ergeben. Dabei stehen mehr als die 

Von Heinz Eggert, Innenmi- 
nister des Freistaats Sachsen 
und stellvertretender Vorsit- 
zender der CDU 

Hälfte dieser Wohnungen wegen bauli- 
cher Mängel und 20 Prozent wegen 
erschwerter Vermietbarkeit leer. 

Rund 300.000 Wohnungen der kommuna- 
len Wohnungsgesellschaften, der Woh- 
nungsgenossenschaften und der Kommu- 
nen sind mit Restitutionsansprüchen 
behaftet. Darin besteht natürlich, insbe- 
sondere in den Städten ein immenses 
Investitionshemmnis. 

Die Herausforderung, der wir mit d'eS.elTt 
Wohnungsbestand gegenüberstehen, sie 
man, wenn man sich deutlich macht, WaS 

eine Angleichung der Lebensverhältn'ss 
zwischen West- und Ostdeutschland im 
Rahmen einer quantitativen und quaht3' 
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tiven Anpassung der Wohnungsbestände 
bedeutet. 
Abstrahiert man einmal von Gebäude- 
struktur und Eigentümerverhältnissen 
und sagt einfach: Diese 2,2 Mio. Woh- 
nungen sollen in den nächsten Jahren 
Qualitativ und quantitativ auf westdeut- 
sches Niveau gebracht werden, so kommt 
nian, bei durchschnittlich 60.000 DM 
Sanierungskosten pro Wohnung, auf ein 
Investitionsvolumen von rund 132 Milli- 
arden DM. 
Wenn dann noch die durchschnittliche 
Wohnungsgröße von 57 qm Ost und 80 
Im West angepaßt werden soll, müßten 
^ir die vorhandene Wohnfläche um rd. 
50 Millionen qm erweitern. 
Diese Erweiterung von 50 Millionen qm 
Wohnfläche entspricht ungefähr 625.000 
80-qm-Wohnungen. Bei Baukosten pro 
Wohnung von 180.000 DM hat man 
nochmals ein Investitionsvolumen von 
•12 Milliarden DM. 
^as sind zusammen also 244 Mrd. DM 
°der jedes Jahr 24,4 Mrd. DM über die 
nächsten 10 Jahre, allein um an das heu- 
llge Niveau von Westdeutschland heran- 
kommen. Dabei haben wir dann noch 
nicht eine einzige neue Wohnung zu den 
^»2 Millionen dazugebaut. 
'rotz der schwierigen Haushaltslage 
Jjaben wir von 1991 bis 1994 im Freistaat 
Sachsen im Bereich der Wohnungsbau- 
örderung insgesamt 7,6 Mrd. DM an 
Ördermitteln eingesetzt. Wir konnten 

damit 297.537 Modernisierungsmaßnah- 
^n (Eigentum und Miete), 29.166 Eigen- 
Uttismaßnahmen und den Bau von 
°-l26 neuen Mietwohnungen schaffen. 
ür 1995 haben wir Fördermittel in Höhe 

v°n 1,6 Mrd. DM bereitgestellt. 
er Schwerpunkt unserer Förderung liegt 

u*grund des oben beschriebenen Woh- 
Ungsbestandes natürlich auf der Moder- 
•sierung und Instandsetzung. Trotzdem 
üß ein Großteil der notwendigen Inve- 

Heinz Eggert: „Wenn alle 
Wohnungen im Freistaat 
Sachsen auf Westniveau 
gebracht werden sollen, müs- 
sen wir weit mehr als 200 
Milliarden Mark in den 
nächsten zehn Jahren inve- 
stieren. Dies zeigt, vor wel- 
che unglaublichen Heraus- 
forderungen uns die Woh- 
nungszerstörungspolitik der 
SED in der DDR gestellt 
hat." 

stitionen aus den Mieteinnahmen heraus 
finanziert werden. 
Ab Mitte dieses Jahres soll in den neuen 
Bundesländern der Übergang in das Ver- 
gleichsmietensystem vollzogen werden. 
Dieser Übergang — und dazu muß man 
kein Prophet sein — wird sich sicherlich 
noch problematisch gestalten. 
Dabei will ich aber keine wohnungspoliti- 
schen Schnellschüsse, sondern daß mög- 
lichst kurzfristig ein tragfähiges Konzept 
für diesen Übergang entwickelt wird, um 
für Mieter, Vermieter und Investoren 
zukünftige Entwicklungen berechenbar 
zu machen. 
Die Akzeptanz einer Modernisierungsko- 
stenumlage oder die Vereinbarung der 
Umlage von Instandsetzungskosten ist 
einfacher zu erzielen als eine pauschale 
ad-hoc Erhöhung der Mieten ohne ent- 
sprechende Wohnwertverbesserung. 
Auf jeden Fall muß die künftige Entwick- 
lung eine stärkere Ausdifferenzierung der 
Mieten möglich machen. 
Die Schwierigkeiten, die bei den notwen- 
digen Mieterhöhungen entstehen werden, 
müssen durch das Wohngeld abgefangen 
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Auch Minister Jochen Bordiert 
befürwortet kleinere Schlachthöfe 
Bundeslandwirtschaftsminister 
Jochen Borchert hat eine Initiative 
europäischer Köche aufgegriffen 
und sich für kleinere Schlachthöfe 
ausgesprochen. 

Der Minister erinnerte daran, daß der 
Agrarministerrat der Europäischen 
Union schon im Dezember unter sei- 
nem Vorsitz einen Beschluß zum 
Erhalt kleinerer Schlachthöfe für 
regionale Märkte gefaßt habe. Die 
Stellungnahme des Europäischen Par- 
laments dazu stehe allerdings noch 
aus. 

Die Europäische Gemeinschaft der 
Köche, „Eurotoques", hatte Borchert 
aufgefordert, sich bei dem nächsten 
Treffen der Agrarminister im März mit 
aller Energie gegen die geplante Ver- 
schärfung der Schlachthof-Richtlinien 
der EU einzusetzen. „Die kleinen 
Schlachthöfe müssen erhalten bleiben, 

damit wir Köche und alle Verbraucher 
gute Qualitätsprodukte aus der jewei- 
ligen Region verwenden können", 
schrieb Eurotoques an Borchert. 
Die EU will die Mindestgröße von 
Schlachthöfen in Europa verdoppeln. 
Kleine Schlachthöfe, die diesen EU- 
Standards nicht entsprechen, müßten 
dann schließen. Borchert wies jedoch 
daraufhin, daß mit der Änderung der 
Frischfleischrichtlinie, auf die sich der 
Rat mit qualifizierter Mehrheit ver- 
ständigt habe, sichergestellt werde, 
daß künftig auch kleinere Betriebe 
und Innungsschlachthöfe weiterarbei- 
ten könnten. 
Für selbstschlachtende Metzgereien 
seien Ausnahmen von den baulichen 
Auflagen vorgesehen, die für große 
Schlachthöfe mit EG-Zulassung gel- 
ten. Die hygienischen Vorschriften 
seien jedoch auch für die Metzgerei- 
schlachtereien unverändert gültig. 

werden. Es darf nicht sein, daß ein Rent- 
nerehepaar, das 50 Jahre in einer Woh- 
nung gelebt hat, jetzt noch ausziehen 
muß, weil es die Miete nicht mehr zahlen 
kann. 
Es darf aber auch nicht sein, daß das 
Haus langsam zerfällt, weil die notwen- 
dige Instandsetzung nicht über eine 
höhere Miete finanziert werden kann. 

Seit Einführung der Wohngeldzahlung im 
Jahr I99l wurden bis zum 31. Dezember 
1994 insgesamt über 2,2 Mrd. DM Wohn- 
geld im Freistaat Sachsen ausgezahlt. Am 
31. 12. 1994 empfingen im Freistaat rund 
226.000 Haushalte Miet- oder Lastenzu- 
schuß. Das entspricht einem Anteil von 

rund 11 Prozent aller Haushalte in Sach- 
sen. 
Ich werde mich dafür einsetzen, daß auC 

der geplante Übergang in das Vergleichs- 
mietensystem durch Verbesserungen «A1 

Wohngeidrecht sozial abgefedert werden 
wird. 
Sozialer Wohnungsbau 
Wir werden auch in Zukunft den soziale11 

Wohnungsbau brauchen, um die Woh- 
nungsversorgung der Menschen zu 
sichern, die durch den Markt nicht sich 
gestellt ist. Ich denke dabei an kinderrei- 
che Familien oder an Schwerbehinderte' 
die Wohnungen einer bestimmten Qua !g 
tat brauchen. 
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Fünfzig Jahre Flucht und Vertreibung 

Alles daransetzen, daß so 
etwas nie wieder geschieht 

Das Grauen von Auschwitz, die Hin- 
richtung von Widerstandskämpfern 
gegen Hitler in Berlin-Piötzensee und 
das Ende des zweiten Weltkrieges am 
8. Mai 1945 rücken in diesem Jahr in 
den Mittelpunkt gedenkender und 
^ahnender Veranstaltungen. 

Für 15 Millionen Deutsche begann Ende 
'944 und dramatisch ab 1945 ein anderes 
Kapitel menschlicher Leidensgeschichte: 
Flucht, Vertreibung oder Deportation aus 
der Heimat. Von der Ursache her Folge 
der Nazi-Diktatur, vom Ergebnis glei- 
chermaßen unmenschlich und unent- 
schuldbar. 
^er amerikanische Historiker und Völ- 
kerrechtler Alfred M. de Zayas, der sich 
des deutschen Flüchtlings- und Vertriebe- 
"erigeschickes forschend annahm, stellte 
dazu erschüttert fest: 
y<*s menschliche Elend, das diese Umsied- 
bng vor allem in den Jahren 1945-1948 
hervorrief, gehört zu den schlimmsten 
Kapiteln des zwanzigsten Jahrhunderts. 
^erhungert, ermordet 
^ehr als zwei Millionen Deutsche, über- 
legend Frauen und Kinder, kamen bei 
dieser Zwangswanderung ums Leben: 
ergewaltigt, gequält, verhungert, erfro- 
en> ertrunken, ermordet, 

^•arnen wie Nemmersdorf, Aussig oder 
^»lhelm Gustloff stehen symbolisch für 
Unmenschlichkeit. Alexander Solscheni- 
*yn, Nobelpreisträger 1970, beschreibt 

,Re Szene in Neidendorf in seiner Dich- 
Ung „Ostpreußische Nächte": 

Zweiundzwanzig, Höringstraße. 
Noch kein Brand, doch wüst, geplündert. 
Durch die Wand gedämpft — ein Stöhnen. 
Lebend finde ich noch die Mutter. 
Warens viel auf der Matratze? 
Kompanie? Ein Zug? Was macht es! 
Tochter — Kind noch, gleich getötet. 
Alles schlicht nach der Parole: 
NICHTS VERGESSEN! 
NICHTS VERZEIHN! 
BLUT FÜR BLUT! - 
UND ZAHN FÜR ZAHN! 
Wer noch Jungfrau, wird zum Weibe, 
und die Weiber — Leichen bald. 
Schon vernebelt, Augen blutig, 
bittet: „ Töte mich, Soldat!" 
Sieht nicht der getrübte Blick? 
Ich gehör doch auch zu jenen!" 
Solschenizyns scharfe Kritik an den Aus- 
schreitungen gegen die deutsche Zivilbe- 

Von Erika Steinbach, stell- 
vertretende Vorsitzende der 
Gruppe der Vertriebenen und 
Flüchtlinge der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

völkerung brachte ihn für acht Jahre in 
den Archipel Gulag. 
Lew Kopelew, damals Parteimitglied und 
Nachrichtenoffizier in der Roten Armee, 
war so entsetzt über die Mißhandlungen 
der deutschen Bevölkerung, daß er ver- 
suchte, einzugreifen. Vergeblich! 
Anne O'Hare McCormick, Sonderkorre- 
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spondentin der New York Times, berich- 
tete im Februar 1946 aus Deutschland: 
In Potsdam war man auch übereingekom- 
men, daß die erzwungene Auswanderung 
in humaner und geregelter Weise durchge- 
fiihrt werden sollte. Aber wie jedermann 
weiß, der den schrecklichen Anblick der 
Empfangsstellen in Berlin und München 
erlebt hat, vollzieht sich der Exodus unter 
alptraumhaften Zuständen, ohne interna- 
tionale Beaufsichtigung oder auch nur vor- 
gespiegelte humane Behandlung. Wir sind 
mitverantwortlich für Greuel, die nur den 
Grausamkeiten der Nazis zu vergleichen 
sind... 

Nichts Vergleichbares 
Im Oktober desselben Jahres berichtete 
diese Korrespondentin erschüttert: 
Der Umfang dieser Umschichtung und die 
Verhältnisse, unter denen sie vor sich geht, 
haben in der Geschichte nichts Vergleich- 
bares. Niemand, der diese Greuel unmittel- 
bar erlebt, kann daran zweifeln, daß es 
sich um ein Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit handelt, für das die Geschichte 
eine furchtbare Vergeltung üben wird... 
Der amerikanische Senat behandelte am 
28. August 1945 einen Bericht, in dem es 
unter anderem heißt: 
... Man hätte wohl erwarten dürfen, daß 
nach Entdeckung der Scheußlichkeiten, die 
sich in den Konzentrationslagern der Nazis 
ereigneten, niemals etwas derartiges wie- 
der geschehen würde; das aber scheint lei- 
der nicht so zu sein. 
Zuverlässige Augenzeugen sagen aus, daß 
in Y., in der Nähe von A., ein polnisches 
Konzentrationslager besteht, in dem deut- 
sche Gefangene ebensolche Grausamkeiten 
erdulden... 
Es kann keinen Zweifel daran geben: Die 
Vertreibung und Deportation 15 Millio- 
nen Deutscher aus den Heimatgebieten 
war in Art und Umfang ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit von einzigarti- 

gem Ausmaß. Dafür gibt es keine Recht- 
fertigung. Das Vertreiben, Mißhandeln 
und Ermorden wehrloser Menschen kann 
durch nichts entschuldigt werden, auch 
nicht durch die Verbrechen der National- 
sozialisten. Menschliches Leid kann nicht 
gegeneinander aufgerechnet, es muß 
jeweils für sich aufgearbeitet werden. 
Deshalb darfauch Flucht und Vertrei- 
bung der Deutschen aus ihren östlichen 
Heimatgebieten nicht in Vergessenheit 
geraten. 
Die Mahnung steht dahinter, gleiches 
Schicksal anderen zu ersparen. Leider 
sind die Vokabeln „Flucht" und „Vertrei- 
bung" bis zum heutigen Tage nicht aus 
der politischen Realität getilgt. 
Nicht einmal in Europa kann die Rede 
davon sein, daß sie Phänomene der Ver- 
gangenheit seien. Wer die Bilder aus den 
serbisch besetzten Gebieten Kroatiens 
und Bosniens sieht, wer die Menschen 
sieht, die teilweise nur das, was auf einen 
Handkarren paßt, vor den „ethnischen 
Säuberungen" der Serben retten konnten» 
die ihre Heimat verloren haben und die 
nun in überfüllten Flüchtlingslagern 
leben müssen, der fühlt sich unweigerlicn 

an das Schicksal der deutschen Heimat- 
vertriebenen vor fünfzig Jahren erinnert. 

Denkwürdige Rede 
Denen, die vergessen machen wollen, 
welches Leid Millionen Menschen zuge' 
fügt wurde, sei die denkwürdige Rede 
Albert Schweitzers, die er am 4. Novem- 
ber 1954 anläßlich der Verleihung des 
Friedensnobelpreises gehalten hat, in 
Erinnerung gerufen: Er verurteilte das 
ungeheuerliche Verbrechen dieser Mas' 
senvertreibung mit einem Appell an das 
Gewissen: 
In schlimmster Weise vergeht man sich 
gegen das Recht, wenn man Völkerschaj' 
ten das Recht auf das Land, das sie 
bewohnen, in der Art nimmt, daß man si 
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zwingt, sich anderswo anzusiedeln. Daß 
s'ch die Siegermächte am Ende des zwei- 
ten Weltkrieges dazu entschlossen, vielen 
hunderttausend Menschen dieses Schick- 
el, und dazu noch in härtester Weise, auf- 
zuerlegen, läßt ermessen, wie wenig sie sich 
"er ihnen gestellten Aufgabe einer gedeihli- 
Qhen und einigermaßen gerechten Neuord- 
nung der Dinge bewußt wurden. 
Die Überlebenden der schrecklichen 
'Wangswanderung haben in den nachfol- 
genden Jahren Bewundernswertes voll- 
macht: Sie haben nicht nur ihr eigenes 
beschick gemeistert und das zerstörte 
Deutschland aus Trümmern, Schutt und 
*sche mit aufgebaut, sondern sie haben 
^'e Hand zur Versöhnung gereicht, 
bereits 1950, wo noch alle Wunden offen 
'agen, wo die Erinnerung noch nicht vom 
Madigen Mantel des Verblassens 
^schlossen wurde, haben sie in der 
denkwürdigen Charta von Stuttgart aus- 
drücklich auf „Rache und Vergeltung" 

Peter M. Schmidhuber: 

Mittelständler in der Bundesbank 
Zur Berufung von Peter M. 
Schmidhuber als Mitglied im 
Direktorium der Deutschen Bun- 
desbank erklärte der mittelstands- 
politische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Hansjürgen 
Doss: 
Mit Peter M. Schmidhuber zieht ein 
alter Freund des Mittelstandes ins 
Direktorium der Deutschen Bundes- 
bank ein. Schmidhuber war in seiner 
Zeit als Bundestagsabgeordneter Mit- 
glied im Parlamentskreis Mittelstand 
der Unionsfraktion und hat viele 
Jahre in dessen Vorstand mitgewirkt. 
Auch in seinen späteren Funktionen 
als bayerischer Staatsminister und 

verzichtet. Bereits damals haben sie ihren 
Blick hoffnungsvoll auf ein zusammen- 
wachsendes Europa gerichtet. Nicht 
„Blut für Blut! — und Zahn für Zahn!" 
bestimmte das Handeln unserer deut- 
schen Vertriebenen, sondern der Versöh- 
nungsgedanke. Nur so konnte der Teu- 
felskreis immer neu angetriebenen Hasses 
gebrochen werden. Dafür ist den Vertrie- 
benen und ihren Landsmannschaften 
nicht genug zu danken. 
Wenn es wahr ist, daß nur die Erinnerung 
verhindert, daß grausame Verbrechen ein 
zweites Mal geschehen, dann haben wir 
Deutsche eine besondere Verpflichtung, 
auch der Flucht und der Vertreibung zu 
gedenken, die Erinnerung wachzuhalten. 
Denn wer weiß, welches unendliche Leid 
damit verbunden ist, wenn Menschen aus 
ihrer Heimat verjagt werden, der wird 
alles daransetzen, daß so etwas — wer 
auch immer die Betroffenen sein mögen 
— nie wieder geschieht. 

Kommissar der Europäischen 
Gemeinschaften hat Peter M. Schmid- 
huber den freundschaftlichen persön- 
lichen und politisch-sachlichen Kon- 
takt zum Mittelstand und seiner parla- 
mentarischen Vertretung im PKM nie 
abreißen lassen. 

Wir erkennen Peter M. Schmidhubers 
Leistungen und Qualifikationen an, 
die ihn für sein neues Amt in der 
Deutschen Bundesbank auszeichnen 
(Rechtsanwalt, Stadtrat in München, 
Mitglied des Bayerischen Landtags, 
Mitglied des Deutschen Bundestages, 
bayerischer Staatsminister, Kommis- 
sar der Europäischen Gemeinschaf- 
ten). 



Seite 34  •   U/D 7/1995 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Materialien zum Thema Innere Sicherheit 
• Kriminalität entschlossen 
bekämpfen - Innere Sicherheit 
stärken 
Ein Leitfaden zum Thema Innere 
Sicherheit 
Diese Broschüre enthält neben sehr inter- 
essanten Beiträgen vom Forum 4 des Ber- 
liner Parteitages auch Informationen aus 
der bundesweiten Kriminalitätsstatistik 
sowie Vorschläge und Anregungen für 
Aktionen und Veranstaltungen. 
Bestell-Nr.: 4759 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 15 DM 

• Kriminalität entschlossen 
bekämpfen - Innere Sicherheit 
stärken 
Der Beschluß vom 4. Parteitag, mit der 
Einführungsrede von Rudolf Seiters, zeigt, 
daß Freiheit und Sicherheit der Bürger 
zusammen gehören. Deshalb enthält die- 
ser Beschluß ein eindeutiges Bekenntnis 
zu Polizei und Verfassungsschutz. 

Bestell-Nr.: 5730 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 21 DM 

• Texte zur Gewaltproblematik 
Extremistische und ausländerfeindliche 
Aktionen sind nur eine Facette der allge- 
mein steigenden Gewaltbereitschaft in 
Deutschland. Ein weiteres Problem ist z.B. 
die wachsende Gewaltbereitschaft und 
die dementsprechende Aufrüstung bereits 
im Kindesalter, denn es geht längst nicht 
mehr nur um die Gewalt, die aus den Dun- 
kelzonen der Gesellschaft kommt, viel- 
mehr geht es auch um die Gewalt, die mit- 
ten unter uns aufbricht, in Wohnungen, 
Schulen und Sportstadien. Und diese 
Gewalt ist nicht allein ein Problem der 
Polizei. 

Diese Broschüre informiert anhand von 
verschiedenen Redebeiträgen und 
Beschlüssen über den Standpunkt der 
CDU zu diesem Thema: 

Bestell-Nr.: 3614 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 19,50 DM 

• Faltblatt: Innere Sicherheit 
Dieses Faltblatt eignet sich besonders zur 

schnellen Information der Bürger, z.B. a's 

Verteilmaterial an Ihrem Canvassing- 
Stand. Es enthält die wichtigsten Positio- 
nen sowie die bisherigen Erfolge der CDU 

auf dem Weg zur Stärkung der Inneren 
Sicherheit. 
Bestell-Nr.: 2975 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 20 DM 
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• Das vereinte Deutschland 
zukunftsfähig machen 
Koalitionsvereinbarungen für die 13. Legisla- 
turperiode von CDU, CSU und FDP. Zusätz- 
en zu dem Text der Koalitionsvereinbarun- 
9en enthält diese Broschüre auch umfäng- 
liche Erläuterungen zu verschiedenen 
sachpunkten. So werden z.B. anhand von 
Grafiken und übersichtlichen Tabellen Soli- 
^aritätszuschlag, Familienlastenausgleich 
Ur>d die Forderungen zur Inneren Sicherheit 
verdeutlicht. 
j*estell-Nr.:5044 
^rpackungseinheit: 10 Expl. 
Preisje 10 Expl.: 25 DM 

* Aufkleber Fahne 
^stell-Nr.: 9998 (mit CDU-Aufdruck) 
Jestell-Nr.: 9999 (ohne CDU-Aufdruck) 
.erPackungseinheit: 100 Expl. 
reisje100Expl.: 14 DM 

• Kennste Deutschland? 
*'derTitel des ersten Computerspieles der 
r^U und zugleich die Fragestellung an alle 
Pulitzer dieses Spieles. Ziel dieses Spieles 
''eine Informationsreise durch die 16 Bun- 
esländer, die durch verschiedene Spielele- 
e*e unterbrochen wird. Systemvorausset- 

^ngen: 

'ÖM-kompatibler Rechner 
J^S-Dos4.0 

VGA-Grafikkarte 
5estell-Nr.:9849 
^rPackungseinheit: 10 Expl. 

e|s je 10 Expl.: 25 DM 

st 

Das vereinte 
Deutschland 
zukunftsfähig 
machen 
Die Koalitionsvereinbarungen 
von CDU, CSU und FDP 
für die 13. Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestages 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Ml der JtifKbw Wktsdaft gehl ei wiede» dmi- 

Geh nufwofli. Kfbilty« Wocfcitwi tithrt beste- 

hende Aibeitiplolie und «Wll neue Beickilil- 

gsng. Der Ailidwwg o«fwinot ea Fahrt. !• tV- 

wm kbr wird die WrlicMi m WBI DrtMMfH, 

na 3 Proirnt w«ht«v in OitdetflKMead t««v 

Wa<hstu 
s<haff 

Bes(häftigun 
»Wir müssen jetzt alle Kraft aufwenden, um eine neue Beschäftigung*- 

"CDi 
«Wir müsson /orxr alle Kraft aufwenden, um eine neue Beschäftigungs- 
initiative zum Erfolg zu führen. Dabei muß es auch gelingen, diejenigen 
wieder besser in die Arbeitswelt zu integrieren, die im Wettbewerb um 
Arbeitsplätze oftmals schlechtere Chancen haben. In den Jahren 1983 
bis 1992 ist es schon einmal in einer großen Gemeinschaftsleistung ge- 
lungen, drei Millionen zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. Diesen 
großen Erfolg gilt es zu wiederholen.« 

ndcskanzler Helmut Kohl in seiner Regierungserklärung 
vom 23   November 1994 

Dies ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukas 
Wenn Sie in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden 
sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle. ^ 
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